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Unterrichtung 

durch die Deutsche Delegation in der Versammlung der Westeuropäischen Union 
über die Tagung der Versammlung der Westeuropäischen Union 
vom 20. bis 22. November 1973 in Paris 


Während der November-Tagung (Zweiter Teil der 19. ordent- 
lichen Sitzungsperiode) erörterte die Versammlung der West- 
europäischen Union Berichte und verabschiedete Empfehlungen 
und Entschließungen, die sich mit folgenden Themen befaßten: 

— Eröffnung des zweiten Teils der 19. ordentlichen Sitzungs- 
periode der Versammlung, Ansprache des Präsidenten, An- 
nahme des Entwurfs der Tagesordnung 


— Politische Fragen (Die Lage im Nahen Osten-, öl- und Ener- 
gieprobleme; die Entwicklung der Beziehungen zwischen 
Europa und den Vereinigten Staaten-, der Stand der euro- 
päischen Sicherheit — ■ Beziehungen zu den Vereinigten 
Staaten) 

Hierzu sprachen: Abg. Sieglerschmidt (S. 5, 9, 10, 15), 
Dr. Vohrer (S. 7, 10), Dr. Müller (München) (S. 8), Kahn- 
Ackermann (S. 8, 11, 16), Dr. Enders (S. 10), Dr. Klepsch 
(S. 12), Richter (S. 14) 

Beschlüsse der Versammlung 

Empfehlung Nr. 239 betreffend die Lage im Nahen Osten 
(Drucksache 616) 

Empfehlung Nr. 241 betreffend öl- und Energieprobleme 
(Drucksache 626) 

Empfehlung Nr. 242 betreffend die Entwicklung der Bezie- 
hungen zwischen Europa und den Vereinigten Staaten 
(Drucksache 615) 

Empfehlung Nr. 243 betreffend den Stand der europäischen 
Sicherheit — Beziehungen zu den Vereinigten Staaten 
(Drucksache 623) 
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— Verteidigungsfragen (Die Sicherheit und das Mittelmeer; 
Ansprache des französischen Außenministers, M. Jobert; 
Ansprache des Bundesministers der Verteidigung der Bun- 
desrepublik Deutschland, G. Leber) 

Hierzu sprachen: Abg. Dr. Klepsch (S. 16, 17), Sieglerschmidt 
(S, 24, 28), Dr. Schwencke (S. 16), Kahn- Ackermann (S. 17, 
27), Bundesminister der Verteidigung, Leber (S. 19, 24, 25, 
26, 27), Richter (S. 25), Lemmrich (S. 27) 

— Wissenschaft und Technologie (Richtlinien für eine Luft- 
fahrtpolitik für Europa; Ansprache des britischen Parlamen- 
tarischen Staatssekretärs für Luft- und Raumfahrt und Schiff- 
fahrt, C. Onslow; die Spitzentechnologie in Japan und deren 
Konsequenzen für Europa) 

Hierzu sprachen: Abg. Richter (S, 18), Frau Dr. Wolf (S. 28) 
Beschlüsse der Versammlang 

Empfehlung Nr. 244 betreffend Richtlinien für eine Luftfahrt- 
politik für Europa (Drucksache 618) 

Empfehlung Nr. 245 betreffend die Spitzentechnologie in 
Japan und deren Konsequenzen für Europa (Drucksache 617) 

— Haushaltsfragen und Angelegenheiten der allgemeinen Ver- 
waltung (Nachtragshaushalt der Verwaltung der Versamm- 
lung für das Haushaltsjahr 1973; Haushalt der Verwaltung 
der Versammlung für das Haushaltsjahr 1974; Haushalt der 
Organe der Westeuropäischen Union für das Haushaltsjahr 
1973) 

Hierzu sprach: Abg. Sieglerschmidt (S. 5) 

Beschlüsse der Versammlang 

Entwurf des Nachtragshaushalts der Verwaltung der Ver- 
sammlung für das Haushaltsjahr 1973 (Drucksache 620) 

Entwurf des Haushalts der Verwaltung der Versammlung 
für das Haushaltsjahr 1974 (Drucksache 621) 

Stellungnahme Nr. 20 betreffend den Haushalt der Organe 
der Westeuropäischen Union für das Haushaltsjahr 1973 
(Drucksache 622) 

Empfehlung Nr. 240 betreffend den Status des Personals 
der Westeuropäischen Union (Drucksache 622) 

— Beziehungen zu den nationalen Parlamenten (Der Abgeord- 
nete im nationalen, europäischen und regionalen Parlament: 
seine Möglichkeiten, Arbeitsweisen der Parlamente, Vor- 
schläge — Zehnter Halbjahresbericht) 

Die Versammlung nahm den Bericht des Ausschusses für die 
Beziehungen zu den nationalen Parlamenten und zur Öffent- 
lichkeit zur Kenntnis (Drucksache 614) 

Die Reden der deutschen Abgeordneten sind nachstehend im 
Wortlaut abgedruckt. 
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Die Empfehlungen Nr. 241 und Nr. 245, die die Versammlung 
während des zweiten Teils der 19. ordentlichen Sitzungsperiode 
verabschiedete, sind auf den Seiten 31 bis 32 des Berichts in 
deutscher Übersetzung abgedruckt. 

Zur Versammlung sprachen der stellvertretende Direktor für 
technische und internationale Angelegenheiten der National 
Iranian Oil Company, Dr. Parviz Mina, der französische 
Außenminister, M. Jobert, der britische Parlamentarische Staats- 
sekretär für Luft- und Raumfahrt und Schiffahrt, C. Onslow, der 
Bundesminister der Verteidigung der Bundesrepublik Deutsch- 
land, G. Leber, der belgische Minister für Wissenschaftspolitik, 
Hanin. 


Bonn, den 6. Dezember 1973 

Georg Kahn- Ackermann Franz Amrehn 

Stellvertretender Sprecher Sprecher 
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Dienstag, 20. November 1973 

Tagesordnungspunkt: 

Eröffnung des zweiten Teils 
der 19. Sitzungsperiode 

Tagesordnungspunkt: 

Prüfung der Vollmachten 

Tagesordnungspunkt: 

Annahme des Entwurfs der Tagesordnung 
für den zweiten Teil der Sitzungsperiode 

(Drucksache 612) 

Tagesordnungspunkt: 

Annahme der Empfehlung betreffend die Lage 

im Nahen Osten 

(Drucksache 616) 

Tagesordnungspunkt: 

Nachtragshaushalt der Verwaltung 
der Versammlung für das Haushaltsjahr 1973 

(Drucksache 620) 

Haushalt der Verwaltung der Versammlung 
für das Haushaltsjahr 1974 

(Drucksache 621) 

Berichterstatter; Abgeordneter Dequae 

Tagesordnungspunkt: 

Haushalt der Organe der Westeuropäischen 
Union für das Haushaltsjahr 1973 

(Drucksache 622) 

Berichterstatter: Abgeordneter Lord Selsdon 

Sieglerschmidt (SPD) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich habe selten einen so ausge- 
zeichneten Bericht zu dieser Problematik gehört wie 
diesen. Ich habe ihn mit um so mehr Interesse ge- 
hört, als wir vor kurzer Zeit im Unterausschuß „Be- 
amtenrecht" der Beratenden Versammlung des Eu- 
roparats den Bericht seines Landsmannes Page zu 
dieser Problematik gehört und uns sehr eingehend 
damit beschäftigt haben. Ich freue mich, daß in bei- 
den Gremien die Berichterstatter Engländer sind. Das 
wird hoffentlich zu einem koordinierten Vorgehen 
der beiden Versammlungen in dieser Frage beitra- 
gen. 


Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! In unseren nationalen Parlamenten — je- 
denfalls kann ich das für den Deutschen Bundestag 
sagen — spielen das Beamtenrecht, die Besoldung 
der Beamten, die Ausgestaltung ihres Status', ihre 
Mitbestimmungsrechte eine erhebliche Rolle. Um so 
mehr habe ich es bedauert, daß diese Fragen in un- 
seren Versammlungen nicht immer die ihr zukom- 
mende Aufmerksamkeit gefunden haben. Ich glaube, 
wir sollten uns mehr als bisher unserer Verantwor- 
tung hinsichtlich dieser Aufgabe bewußt werden. Wir 
tragen die Verantwortung, daß ihnen, den Beamten, 
der Status, die Rechte gegeben werden, die ihnen zu- 
kommen. 

Lassen Sie mich dem Bericht noch eine sachliche 
Bemerkung anfügen. Unsere Beamten müssen bes- 
sere und wirksamere Mitbestimmungsrechte haben. 
Selbstverständlich darf die parlamentarisch-politi- 
sche Verantwortlichkeit dabei nicht berührt werden. 
Aber da, wo es um die eigenen Angelegenheiten der 
Beamten geht, insbesondere auch in sozialen Fra- 
gen, sollten die europäischen Beamten, entsprechend 
der Entwicklung des Mitbestimmungsrechts im 
öffentlichen Dienst in unseren Ländern, mehr Rechte 
erhalten. Auch das ist eine Aufgabe, der wir uns in 
nächster Zeit anzunehmen haben. 

Tagesordnungspunkt: 

Der Abgeordnete im nationalenr europäischen 
und regionalen Parlament — 
seine Möglichkeiten, Arbeitsweisen 
der Parlamente, Vorschläge 

(Drucksache 614 und Anhang) 
Berichterstatter: Abgeordneter Peronnet 

Tagesordnungspunkt: 

Ansprache des Präsidenten 

T agesordnungspunkt : 

öl- und Energieprobleme 

(Drucksache 626) 

Berichterstatter: Abgeordneter Krieg 

Sieglerschmidt (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Der Bericht, der uns hier vor- 
gelegt worden ist, ist wirklich eine sehr gute Grund- 
lage für die weiteren Überlegungen, die wir alle ge- 
meinsam in dieser Frage der Energie und des Öls 
anzustellen haben. Ich freue mich, daß ich der erste 
Redner bin, der dem Berichterstatter für seine aus- 
gezeichnete und mühevolle Arbeit danken kann. Ich 
sage deswegen „mühevoll", weil wir es wirklich 
würdigen müssen, in welchen Schwierigkeiten er 
war, seinen Bericht den aktuellen Ereignissen anzu- 
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passen, die er ja bei der Abfassung des Berichts 
nicht vorausse‘hen konnte. 

Einer der Punkte aus dem Bericht, die mir beson- 
ders gut gefallen haben, war der, in dem er uns 
— wie auch heute in seinen mündlichen Ausführun- 
gen — deutlich gemacht hat, daß der Jom-Kippur- 
Krieg in Nahost vielleicht bestimmte Maßnahmen 
der arabischen Erdölländer ausgelöst oder beschleu- 
nigt und verstärkt hat, daß aber das eigentliche 
Problem schon viel länger vor uns steht und viel 
tiefer liegt: es wird durch die langsame Ausschöp- 
fung der Erdölquellen gekennzeichnet, und es wird 
gekennzeichnet durch die Situation der Erzeuger- 
länder. Letzteres bezieht sich nicht so sehr auf den 
Iran. Wir haben ja heute gerade gehört, daß andere 
Erzeugerländer große Devisenüberschüsse haben, 
die es ihnen angezeigt sein lassen, auch aus diesem 
Grunde die Produktion zu drosseln, weil sie sich 
von weiteren Einnahmen bei entsprechender Geld- 
entwertung nicht viel versprechen. 

Aus dieser Konstellation heraus wäre es kurz- 
sichtig, etwaigen Erpressungen auf politischem Ge- 
biet nachzugeben. Abgesehen davon möchte ich das 
unterstreichen, was der Berichterstatter zum Schluß 
als seine persönliche Meinung bezeichnet hat: in der 
Regel zahlt es sich nicht aus, wenn man Erpressun- 
gen nachgibt. Wir haben die Beispiele im Bereich 
der Luftpiraterie. Wir haben diese Dinge im Europa- 
rat oft diskutiert. Hier ist es nicht viel anders. 

Wir werden gemeinsam zu überlegen haben, wel- 
che Wege wir gehen müssen, um einem drohenden 
Notstand auf dem Energiegeibiet entgegenzutreten. 
Der Bericht hat uns eine Reihe von Wegen aufge- 
zeigt. Der Bericht macht deutlich, daß die meisten 
davon nicht in den nächsten drei oder vier Jahren 
wirksam werden, sondern erst auf längere Sicht. 
Das bedeutet, daß wir 'daran denken müssen, wie 
wir den Energiebedarf auf vernünftige und sinnvolle 
Weise einschränken können. 

Es ist ja interessant, daß solche Überlegungen in 
einer Zeit kommen, in der schon seit längerem 
über die Frage eines ungezügelten Wachstums in 
unseren Wirtschaften diskutiert wird. Ich denke 
hier an die Überlegungen des Club of Rome, die ich 
mir nicht voll zu eigen mache, die man aber hier 
einmal ins Gedächtnis rufen kann. Das betrifft die 
Frage, wie man zu einer sinnvollen Ausgestaltung 
und eventuell auch Begrenzung des wirtschaftlichen 
Wachstums kommen kann. Ich meine, daß wir durch 
das, was jetzt hier mit der Energie vor uns steht, 
gewissermaßen auf diese Frage gestoßen werden. 
Wir werden uns ihr jetzt stellen müssen. 

Sicherlich hängt mehr Lebensqualität — um einen 
Begriff zu gebrauchen, der in unserem Lande im 
Augenblick sehr in Mode ist — häufig auch mit 
mehr Energiebedarf, mit mehr öl zusammen. Aber 
ebenso sicher ist es auch, 'daß es eine ganze Reihe 
von Fällen gibt, in denen mehr Lebensqualität we- 
niger Energie bedeuten kann. Ich brauche das, 
glaube ich, hier nicht im einzelnen auszuführen. 

Die Situation, in der wir uns befinden, zwingt 
auch in anderer Hinsicht zum Umdenken. Ich möchte 


das an einem Beispiel deutlich machen. In allen 
unseren Ländern ist die Gewinnung und Verteilung 
von Wasser seit langem eine öffentliche Angelegen- 
heit, d. h. sie wird durch öffentliche Unternehmun- 
gen und nicht durch private betrieben. Jedenfalls ist 
das in meinem Lande so. Niemand würde daran 
denken, das zu ändern. Ich frage mich, ob in einer 
Situation, in der vielfach das öl knapper wird als 
das Wasser, die Überlegungen des Berichterstatters 
in seinem Expose des motifs nicht berechtigt sind, 
daß eine solche Entwicklung sich auch für das öl 
abzeichnen kann. 

Ich gehe damit auf die Einwände jenes Kollegen 
ein, die in Abschnitt VI des Expose des motifs sum- 
marisch wiedergegeben sind. Dies ist eine Frage, 
die nichts mit Sozialismus, oder wie immer man es 
bezeichnen möchte, zu tun hat, sondern die eine 
pure Frage der Vernunft und der zwingenden Logik 
der Entwicklung sein wird. 

Das heißt nicht, daß wir heute oder morgen etwa 
daran denken müßten, die Gesellschaften, die in 
unseren Ländern privat auf diesem Gebiet existie- 
ren, zu nationalisieren oder in öffentliches Eigentum 
zu überführen. Aber es wird sich wahrscheinlich die 
Frage für uns stellen, ob und in welchem Ausmaß 
sie einer stärkeren öffentlichen Kontrolle unterwor- 
fen werden müssen. 

Die Praktiken dieser großen internationalen Öl- 
gesellschaften in den vergangenen Jahrzehnten 
könnten — ob es sich nun um die Konkurrenz- 
kämpfe, um die Preisgestaltung oder anderes han- 
delt — den Stoff für einen politischen Kriminal- 
roman liefern. Ich will damit gar nicht die Verdienste 
herabsetzen, die diese Gesellschaften bei der Öl- 
gewinnung erworben haben. Aber das andere steht 
für mich ebenso fest. Es war mir sehr interessant, 
daß soeben von Herrn Dr. Mina bestätigt worden 
ist, was ich in meiner Frage an ihn über jenes Ge- 
spräch hinsichtlich der Preispolitik dieser Gesell- 
schaften vorhin erwähnte, daß nämlich von den Ge- 
sellschaften unangemessen große Gewinnspannen 
vereinnahmt würden. 

Lassen Sie mich eine letzte Überlegung anstellen, 
die sich mit dem von mir eingebrachten Amendement 
beschäftigt. In der werdenden Weltgesellschaft wer- 
den wir immer mehr auf möglichst ungehinderte 
wirtschaftliche Zusammenarbeit aller mit allen an- 
gewiesen sein. Ich darf an einem Beispiel deutlich 
machen, worum es mir hier geht. In der Entwick- 
lungshilfe hat es eine Periode gegeben, in der auch 
in meinem Lande das Leisten von Entwicklungshilfe 
mit politischen Auflagen verbunden worden ist. Ich 
habe das immer bedauert und abgelehnt. Ich bin 
froh, daß in unseren Ländern diese Attitüde immer 
mehr zurückgeht. Aber ebenso, glaube ich, muß man 
sich dagegen wenden, daß nun, nachdem nicht mehr 
politischer Druck von Norden nach Süden ausgeübt 
wird, nun hier der Versuch unternommen wird, in 
umgekehrter Richtung politischen Druck von Süden 
nach Norden auszuüben. 

Sicherlich haben wir im Augenblick keine Mög- 
lichkeit, hier besonders kräftig die Stimme zu er- 
heben oder, wie es gestern in einem Gespräch 
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jemand sagte, die „Muskeln spielen zu lassen". Ich 
bin der Ansicht, wenn man die Muskeln spielen 
lassen will, muß man da auch etwas zum Vorzeigen 
haben, und das haben wir Europäer noch nicht in 
ausreichendem Maße. Dazu wird wohl in erheb- 
lichem Umfang noch europäisches Bodybuilding auf 
allen Ebenen der europäischen Zusammenarbeit not- 
wendig sein. 

Auf der anderen Seite meine ich aber, wenn es 
uns auch schlecht ansteht, hier etwa flammende Er- 
klärungen in diesem Sinne abzugeben, so sollten 
wir uns auch nicht so verhalten, wie es in einem 
deutschen Sprichwort beschrieben wird, das da 
lautet: „Im Hause des Gehenkten spricht man nicht 
vom Strick". Das heißt, den Sachverhalt, den ich 
eben zu schildern versucht habe, sollten wir wenig- 
stens nicht verschweigen. Das würde niemand ver- 
stehen. Es würde nur als ein ängstliches Verschwei- 
gen ausgelegt werden. 

Deshalb habe ich dieses Amendement eingebracht, 
das ich hier noch einmal verlesen möchte. Es geht 
darum, ein neues Considerant einzuführen, das 
sich mit dieser Frage beschäftigt und das im fran- 
zösischen Text folgendermaßen lautet: 

„Considerant qu'un tel developpement n'abou- 
tira au succes desire que si tous les pays pro- 
ducteurs se laissent guider en ce qui concerne 
leurs decisions sur la production et l'exporta- 
tion du petrole exclusivement par des con- 
siderations economiques conformes aux prin- 
cipes du libre commerce mondial, raison pour 
laquelle toute autre attitude des pays produc- 
teurs ne peut etre acceptee." 

Ich bitte Sie, verehrte Kollegen, aus der Sicht 
dessen, was ich Ihnen eben deutlich zu machen ver- 
suchte, diesem Amendement zuzustimmen. 

Dr, Vohrer (FDP): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Man braucht nicht unbedingt auf das 
berühmte Stecknadelbeispiel von Adam Smith zu- 
rückzugreifen, um die Vorteile der Arbeitsteilung und 
die von ihr ausgehenden produktivitätssteigernden 
Wirkungen nachzuweisen. Genau dieselbe Wirkung 
geht von dem internationalen Handel aus. Ricardo's 
Theorie der komparativen Kosten hat von ihrer Gül- 
tigkeit nichts eingebüßt und führte zu einer teil- 
weise sehr weitgehenden internationalen Arbeits- 
teilung. 

Die angeführten klassischen nationalökonomischen 
Modelle gehen von der Prämisse eines funktionie- 
renden Wettbewerbs aus. Aber allenthalben ist eine 
gewisse Vermachtung auf den Märkten festzustellen. 
Soweit diese Marktmacht auf der Angebots- und 
Nachfrageseite einigermaßen ausgeglichen ist, läßt 
sich hiergegen wenig einwenden. Handelt es sich 
aber um das konsequente Ausnutzen eines momenta- 
nen oder auch längerfristigen Vorteils, so haben sol- 
che Akte für die Betroffenen ausgesprochen aggressi- 
ven Charakter. 

Es läßt sich leicht nachweisen, daß die Zahl der 
offenen kriegerischen Auseinandersetzungen ab- 


sinkt. Dagegen zeigt sich nunmehr immer deutlicher, 
daß Handelskriege, handelspolitische Erpressungen, 
Embargos und Boykotte an ihre Stelle treten, die in 
ihrer Auswirkung meist ähnlich unerfreulich sind 
wie die Kriege selbst. Es ist kein Zufall, daß die mehr 
theoretisch-liberal anmutenden Überlegungen im Zu- 
sammenhang mit dem Bericht zum Öl- und Energie- 
problem angestellt werden, sondern die Liberalen — 
ich spreche hier auch für die gesamte liberale Frak- 
I tion dieses Hauses — sehen in den Handlungen der 
OPEC-Länder die Vorteile einer internationalen Ar- 
beitsteilung gefährdet. 

Deshalb ist es nicht verwunderlich, daß gerade die 
Liberalen, die sich für das w^ohlstandsmehrende Prin- 
zip des freien Handels und der internationalen Ar- 
beitsteilung schon immer mit aller Kraft einsetzten, 
nunmehr besonders empfindlich reagieren, wenn das 
von ihnen vertretene System unterlaufen wird. Wir 
Liberale sind uns bewußt, wie anfällig unser System 
I ist, und es bedarf sehr viel guten Willens, sehr viel 
Empfindens für soziale Gerechtigkeit und großer 
Selbstdisziplin, um nicht wegen momentaner Vor- 
teile die langfristig positive Wirkung der internatio- 
nalen Arbeitsteilung zu gefährden. 

i Nationen, die für sich die Vorteile der internatio- 
I nalen Arbeitsteilung in Anspruch nehmen, müssen 
I sich nach unserer Meinung auch an die Spielregeln 
dieses Systems halten. Insofern ist der Vorschlag des 
Berichterstatters zu begrüßen, der einen relativ aus- 
geglichenen Warenaustausch mit den OPEC-Ländern 
' fordert. Ausgeglichene Warenströme bedingen näm- 
I lieh auch mehr gegenseitiges Wohlverhalten der 
Handelspartner. Der Vorschlag des Berichterstatters 
geht dabei über das Prinzip des Ausbalancierens von 
Angebots- und Nachfragemacht hinaus, obw^ohl ge- 
rade hier ein weiterer wichtiger Schlüssel zur Dämp- 
fung übersteigerter Forderungen der OPEC-Länder 
liegt. 

Die Ölnachfrage-Länder müssen nämlich dringend 
eine glaubwürdige Solidarität beweisen, um dem An- 
gebotsdruck der ölproduzierenden Länder zu begeg- 
nen. Dieser Gedanke wird in der Empfehlung in dem 
Absatz angesprochen, wo der Berichterstatter Kon- 
sultationen zwischen den Verbraucherländern for- 
dert, um im Falle einer Knappheit eine für alle kata- 
strophale Konkurrenz zu vermeiden. Die Forderung 
nach ausgeglichenen Warenströmen geht insofern 
über das herkömmliche Prinzip der gleichgewichti- 
gen Marktmacht hinaus, als sie zu einem Ausgleich 
der Vorteile der Warenanbieter im internationalen 
Handel führt. Dadurch besteht bei allen beteiligten 
Völkern ein massives Bedürfnis zur Aufrechterhal- 
tung internationaler Handelsbeziehungen. Das 
schnelle Anwachsen der Währungsreserven einiger 
erdölproduzierenden Länder ist jedoch ein deutlicher 
Indikator, daß gerade die Gegenseitigkeit der Wa- 
renströme noch nicht in dem gewünschten Ausmaße 
funktioniert; in dem Bericht hat der Berichterstatter 
in Tabelle VIII im Annex darauf hingewiesen. 

Im Namen der liberalen Fraktion dieses Hauses 
kann ich dem Berichterstatter den Dank dafür aus- 
sprechen, daß er in seiner Empfehlung gerade auf 
diese aus der Sicht der Liberalen wichtigen Punkte 
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eingegangen ist; ich kann dem Bericht meine Zustim- 
mung geben. 

Herr Präsident, gestatten Sie mir zum Schluß noch 
eine kurze persönliche Bemerkung. Mir erscheint es 
sehr wichtig, daß im Zusammenhang mit den An- 
strengungen der einzelnen Nationen bei der Substi- 
tution des Erdöls durch nukleare Energie gemein- 
same europäische Spielregeln aufgestellt werden. 
Ich komme aus einem Grenzland, wo durch den Bau 
nuklearer Kraftwerke gut nachbarschaftliche Ver- 
hältnisse empfindlich gestört werden. Wir sollten als 
engagierte Europäer alles tun, um den europäischen 
Gedanken durch mehr Gemeinsamkeit und mehr ge- 
genseitige Rücksichtnahme glaubwürdig zu vertre- 
ten. 

Dr. Müller (München) (CDU/CSU): Herr Präsi- 
dent! Meine Damen und Herren! Es ist wohl ein 
reiner Zufall, daß hier hintereinander der dritte 
Deutsche in einer Diskussion zu dieser sehr wich- 
tigen Frage spricht. Ich darf vielleicht an das an- 
knüpfen, was mein Vorredner, Herr Kollege Vohrer, 
gesagt hat, weil ich der Meinung bin, daß das, was 
er zur freien Marktwirtschaft und zum Austausch 
der Warenströme ausgeführt hat, meinen Vorstel- 
lungen wesentlich mehr entspricht als dem, was 
etwa der Kollege Sieglerschmidt hier gesagt hat, 
der der Meinung war, man könnte dieses Problem 
eventuell durch mehr staatliche Intervention oder 
gar durch Maßnahmen regeln, wo der Staat letzten 
Endes die Entscheidung der Verteilung übernimmt. 
Ich glaube, wir machen gerade in der gegenwärtigen 
Phase der Krise die Erfahrung, daß der Staat nicht 
allein selig machend diese Probleme lösen kann. 

Ich darf dem Herrn Berichterstatter für seinen 
vorzüglichen Bericht persönlich danken. Er kommt 
in einem Augenblick, wo er, so möchte ich es ein- 
mal sagen, dringend nötig war für das, was uns 
alle in Europa für die Zukunft zu beschäftigen hat. 

Die Ereignisse im Nahen Osten und der damit 
verbundene Boykott der Erdöl-Länder bieten den 
Europäern die große Chance, sich frühzeitig mit 
Problemen zu beschäftigen, die mit unweigerlicher 
Sicherheit eines Tages auf sie zugekommen wären: 
die Frage der Solidarität und die Frage der Unab- 
hängig^keit von außereuropäischen Energiequellen. 
Die Solidarität wird als erstes auf die Probe ge- 
stellt: Solidarität zwischen den europäischen Völ- 
kern, aber auch innerhalb der Völker selbst. Die 
Heizung des privaten Swimming-pools durch Erdöl 
hat selbstverständlich gegenüber den Interessen der 
Allgemeinheit zurückzutreten. Die jetzt in den ein- 
zelnen Ländern eingeleiteten Sparmaßnahmen sind 
aber in vielen Fällen ungerecht und treffen die 
sozial Schwachen stärker als die Reichen. In einem 
Flächenstaat, wie es z. B. die Bundesrepublik 
Deutschland ist, ist ein Sonntagsfahrverbot für die 
strukturell schwachen Räume ein Weniger an Le- 
bensqualität. Arbeitslosigkeit und Kurzarbeit wer- 
den die Folgen sein. Die Regierungen selbst gehen 
dabei mit schlechtem Beispiel voran. Wenn ein 
Minister statt mit einer Linienmaschine mit einer 
Regierungsmaschine nach China fliegt, dann bedeu- 


tet der Benzinverbrauch das Äquivalent für den 
Weg von 100 000 Bürgern mit dem Privatwagen zu 
ihrem Arbeitsplatz oder von 40 000 Bürgern einer 
Großstadt bei einem Ausflug in die Berge zum 
Wochenende. Schlechte Beispiele verderben hier 
gute Sitten. 

Selbst unser demokratisches System gerät in Ge- 
fahr, wenn die Minister der Regierungspartei am 
Wochenende zu politischen Veranstaltungen unter- 
wegs sind, während für die Oppositionspolitiker das 
Sonntagsfahrverbot gilt. So werden neue Qualitäten 
politischer Betätigung geschaffen. 

Für Europa als Ganzes gilt es, sich der Erpresser 
zu erwehren. Hier lautet ein altes Sprichwort: Hilf 
dir selbst, dann hilft dir Gott. Nur, wenn es uns 
gelingt, unsere eigenen Energiequellen zu ent- 
wickeln, werden wir in der Lage sein, eine freie 
Politik zu betreiben. Wir müssen mit dem Luxus 
aufhören, in Europa elektrische Energie aus öl zu 
erzeugen. Kohle, Wasserkraft und vor allem die 
Atomenergie müssen hierfür ausgebaut werden. 

Die Attacken radikaler Kräfte in den einzelnen 
Ländern gegen den Bau von Atomkraftwerken be- 
kommen hier einen besonders interessanten inter- 
nationalen Aspekt; wir müssen sie zurückweisen. 
Ohne weiteres ist es technisch heute möglich, für 
den städtischen Verkehr vom herkömmlichen Ben- 
zenmotor abzukommen. Der sogenannte Hydridan- 
trieb, aber auch der reine Elektromotor sind bereits 
konkurrenzfähig, wenn genügend große Serien auf- 
gelegt werden. Dem Lobbyismus gewisser Groß- 
konzerne muß hier der Kampf angesagt werden. 
Moderne Technologie, die Unabhängigkeit schafft, 
soll gefördert werden. 

Es hat mich in diesen Tagen, Herr Präsident, sehr 
beeindruckt, zur Kenntnis nehmen zu können, daß 
Südafrika 80 Vo seines Treibstoffbedarfs mit Hilfe 
der Kohlehydrierung deckt. Auch Europa muß auf 
solche Energiereserven zurückgreifen, über den Weg 
der Kohlehydrierung kostet ein Liter Supertreibstoff 
heute zirka 34 Pfennige. Durch eine vernünftige 
Steuergesetzgebung bei der Mineralölsteuer in den 
einzelnen europäischen Ländern wäre es hier sicher 
möglich, konkurrenzfähig selbst in Überflußzeiten 
des Rohöls, die wir kaum mehr erleben werden, 
Kraftstoff zu erzeugen, der Europa in Notzeiten 
unabhängig von Erpressungen macht — ich sagte: 
Erpressungen. Um nichts anderes handelt es sich 
bei der Politik gewisser Staaten gegenüber Europa. 

Hier gilt im öffentlichen Leben dasselbe wie im 
Privatleben. Wer sich Erpressern gegenüber nach- 
giebig erweist, wird immer erpreßt werden. Nur 
ein starkes und einiges Europa kann Erpresser zu- 
rückweisen — ein Europa, das unabhängig ist von 
fremder Energie, ein Europa, das bereit ist, die 
„Zähne zu zeigen", ein Europa, das bereit ist, sich 
gemeinsam zu verteidigen. 

Kahn-Ackermann (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich bin dem Herrn Bericht- 
erstatter außerordentlich dankbar, daß er mit seinem 
Bericht zumindest Denkanstöße zu einem Thema 
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gegeben hat, bei dem die Europäer hätten Solidari- 
tät üben sollen und bei dem sie bis zur Stunde noch 
nicht bewiesen haben, daß sie Solidarität üben 
können und auch Solidarität üben. Dies hier war 
ein nützlicher Beitrag in der Richtung, wie notwendig 
es ist, uns auf die Solidarität in diesem Zusammen- 
hang zu besinnen. 

Gestatten Sie mir als Vorsitzendem dieser Kom- 
mission noch eine weitere Bemerkung. In diesem 
Bericht ist klar zum Ausdruck gekommen, daß wir 
uns auch Gedanken über den Sinn und die Zweck- 
mäßigkeit der Aktionen großer internationaler Öl- 
gesellschaften machen müssen. Zumindest muß ich 
feststellen, daß diese ölgesellscbaften den Auftrag 
und auch den Anstoß nicht verstanden haben, der 
beispielsweise von der amerikanischen Regierung 
bereits zu Beginn dieses Jahres ausging, daß wir 
uns gemeinsam mit den Amerikanern auf eine Linie 
der Energiepolitik des Westens einigen und daß 
wir zu gewissen gemeinsamen Schlüssen kommen 
sollten. Der Beitrag dieser Gesellschaften dazu war 
äußerst dürftig. Das, was Herr Mina heute über ihre 
Gewinnpolitik gesagt hat, macht es sehr aktuell, 
was der Berichterstatter hinsichtlich der Form ge- 
sagt hat, in der wir Europäer an der Ausbeutung der 
Ölquellen teilnehmen sollten; sie ist zumindest stark 
revisionsbedürftig. Die Frage ist, in welcher Form 
solche Gesellschaften in Zukunft tätig sein sollten, 
wenn sie unserer gemeinschaftlichen Energiepolitik 
im Westen nutzbar sein sollen. 

Eine letzte Bemerkung zu dieser Angelegenheit. 
Wir alle wissen, daß die Entschließung der neun 
Außenminister zu dem politischen Konzept in die- 
ser Frage stark kritisiert worden ist. Auf der an- 
deren Seite sollten wir uns schließlich und endlich 
doch überlegen, daß diese Entschließung eine ge- 
radlinige Konsequenz einer Politik ist, die sich seit 
dem Ende des Zweiten Weltkrieges von allen impe- 
rialistischen Aspirationen freigemacht hat. Ich kann 
mir nicht vorstellen, daß zumindest die Außen- 
minister der Neun oder sogar, in einem weiteren 
Kontext, die Außenminister im westlichen Europa 
in der Linie der Entimperialisierungspolitik auch 
gegenüber diesem Teil der Welt zu einer anderen 
Auffassung als der hätten kommen können, die sie 
da vertreten haben, obwohl diese Entscheidung aus 
Gefühlsgründen, die wir alle kennen, von man- 
chen sehr kritisiert worden ist. Aber wir hier in 
unseren Reihen sollten uns doch einmal überlegen, 
ob dies nicht alles in der Linie einer sehr konse- 
quenten Politik ist, die wir als Europäer gegenüber 
dem anderen Teil der Welt seit immerhin zwei 
Jahrzehnten — und ich glaube, unter allgemeinem 
Beifall und mit einer großen inneren Konsequenz — - 
führen. Ich denke also, wir sollten daran festhalten, 
daß das Lebensrecht des israelischen Staates garan- 
tiert werden muß, aber daß auch die nationale 
Souveränität des ursprünglichen Besitzes der arabi- 
schen Staaten durch uns ihre Bekräftigung finden 
muß und daß wir es nicht zulassen können, daß 
durch gewaltsame Aneignung von Territorien eine 
erfolgreiche Friedenspolitik verhindert werden kann. 
Dies kann auch nicht den Beifall unserer Regierun- 
gen finden. 


In diesem Sinne haben wir hier einen außeror- 
dentlich ausgewogenen Bericht gehört. Ich denke, 
daß er auch die Grundlage zu weiteren Überlegun- 
gen sein wird, die uns in der Zukunft sicherlich noch 
begleiten werden — das ist auch in dieser Debatte 
klargeworden — , und daß wir uns in wirtschaft- 
lichem Zusammenhang mit den jetzigen bedauer- 
lichen Vorgängen auch einige Gedanken hinsichtlich 
der Zukunft machen müssen. Dies wird also noch 
Weiterungen haben. 

Sieglerschmidt (SPD): Herr Präsident, ich 
möchte nicht sprechen, es sei denn, daß aus der 
Versammlung gegen meinen Antrag gesprochen 
wird. Dann würde ich gern das Wort haben. 

Der Berichterstatter, Abg. Krieg, stimmt dem Än- 
derungsantrag des Abg. Sieglerschmidt zu, wünscht 
jedoch die Streichung des letzten Halbsatzes 
„ . , . , weshalb jede andere Haltung der Erzeuger- 
länder unannehmbar ist". 

Sieglerschmidt (SPD): Herr Präsident, ich be- 
daure sehr, daß ich mich nicht dazu in der Lage sehe, 
dem Wunsch des Kollegen Krieg nachzukommen. Ich 
möchte das auch begründen. 

Herr Kollege Krieg, mit diesem Halbsatz wird 
keine Drohung ausgestoßen, sondern hier wird eine 
bestimmte Meinung über das Verhalten dieser Län- 
der vertreten, nichts weiter, eine Meinung, von der 
ich annehme, daß sie von jedem hier in diesem Saal 
geteilt wird; ich vermute, sogar einschließlich des 
Kollegen Krieg. Wenn das der Fall ist, dann sollten 
wir doch — ich habe das schon vorhin in meinem 
Beitrag gesagt ■ — auch in der Lage sein, als freie 
Parlamentarier — wir sind hier keine Regierung, 
sondern wir sind Parlamentarier — diese Meinung 
hier öffentlich zu vertreten, die, wie gesagt, keine 
Drohung, kein Ultimatum enthält, in der nicht — 
um einen Kollegen, der vorhin gesprochen hat, zu 
zitieren - — „die Zähne gezeigt werden". Hier wird 
sachlich festgestellt, was wir über ein solches Ver- 
halten denken. 

Ich kann aus diesem Grunde Ihrem Wunsch, Herr 
Kollege Krieg, leider nicht nachkommen. Ich möchte 
den Antrag, so wie er ist, aufrechterhalten. 

Der Berichterstatter, Abg. Krieg, stellt den Zusatz- 
antrag auf Streichung des genannten Halbsatzes. 

Sieglerschmidt (SPD): Herr Präsident, ich be- 
daure, daß ich hier nicht zu einer übereinstimmen- 
den Meinung mit meinen Kollegen kommen kann. 
Aber ich sehe das Meinungsbild, das sich in dieser 
Versammlung ergibt. In der Politik kommt es darauf 
an, daß man etwas bewirkt, auch wenn man nicht 
alles bewirken kann, was man möchte. Ich halte die 
von den Kollegen vertretene Meinung zwar für 
falsch. Aber ich möchte unter diesen Umständen zu- 
stimmen, daß der letzte Halbsatz, der in der franzö- 
sischen Fassung mit den Worten: „raison pour la- 
quelle" beginnt, gestrichen wird. 
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Tagesordnungspunkt: 

Ansprache des stellvertretenden Direktors für 
technische und internationale Angelegenheiten 
der National Iranian Oil Company, 

Dr. Parviz Mina 

Dr. Vohrer (FDP): Herr Mina, Sie sprachen vom 
Spiel von Angebot und Nachfrage und wollen für 
das öl bei der monatlichen Preisbildung die markt- 
wirtschaftlichen Regeln gelten lassen. Da gibt es 
natürlich eine Besonderheit. Es gibt nämlich eine 
relativ starre Nachfrage, und Sie können bei Ihren 
Konferenzen das Volumen des Ölangebots varriie- 
ren. Insofern ist es kein Spiel von Angebot und 
Nachfrage. Wir hier in Europa sind auch keineswegs 
in der Lage, sehr schnell, innerhalb von einem oder 
zwei Monaten, Substitutionsprozesse im Energie- 
sektor in Gang zu setzen. Wir brauchen dazu drei 
bis zehn Jahre. Deshalb möchte ich das Wort „Spiel" 
bei der Preisbildung sehr stark relativieren. Es han- 
delt sich — und das wissen Sie auch — bei der Kritik 
der Politik der ÖPEC-Länder um einen anderen Tat- 
bestand als „marktwirtschaftliche Preisbildung" und 
„Spiel von Angebot und Nachfrage". Hier wird doch 
von Handelskrieg, Boykott und Erpressung gespro- 
chen. Ich bin lediglich auf Grund Ihrer Antwort ge- 
genüber meinem englischen Kollegen einigermaßen 
beruhigt. Da habe ich Sie so verstanden, daß Sie das 
Preisspiel so interpretieren, daß Sie sagen, Sie wol- 
len die terms of trade konstant halten, so daß Sie mit 
dem öl, das Sie verkaufen, das gleiche Warenbündel 
bei uns wieder kaufen können. Wenn dem so wäre, 
hätte ich für Ihre Haltung sehr viel Verständnis. 

Dr. Mina sagt, daß der Erdölpreis nicht mehr die 
Kaufkraft besitze, die er vor 10 Jahren hatte. Die 
Preisgrenze für Erdöl liege dort, wo andere Ener- 
giequellen, z. B. die Nuklearenergie, Wirtschaftlich- 
keit erreichten. Ferner könne man keinen stabilen 
ölpreis erwarten, wenn sich die Preise für andere 
Rohstoffe und Fertigwaren inflationär verhielten. 

Sieglerschmidt (SPD): Herr Präsident, ich 
möchte mich bei Herrn Dr. Mina zunächst dafür be- 
danken, daß er mehrfach eine These bekräftigt hat, 
die auch in dem uns vorliegenden Bericht vertreten 
wird und der ich voll zustimme, daß es nämlich 
mindestens langfristig eine Interdependenz der In- 
teressen zwischen den Erzeugerländern und den 
Verbraucherländern gibt. 

Aber nun meine Frage: Herr Dr. Mina, ich habe in 
einem Gespräch mit dem Vertreter eines anderen 
Erzeugerlandes natürlich auch die Frage der stark 
gestiegenen ölpreise behandelt. Darauf wurde mir 
von dem Vertreter dieses Erzeugerlandes sinngemäß 
entgegengehalten: Was wollen Sie denn angesichts 
der großen Gewinnspannen der internationalen Öl- 
gesellschaften, die den Preis ganz erheblich erhö- 
hen? Meine Frage: Wie beurteilen Sie dieses Pro- 
blem? 

Dr. Mina bittet um Wiederholung der Frage. 


Sieglerschmidt (SPD): Meine Frage bezog sich 
auf ein Gespräch, in dem mir im Zusammenhang 
mit den Preissteigerungen für öl entgegengehalten 
wurde, diese Preissteigerungen wären doch nicht so 
drückend für die Verbraucherländer, wenn es nicht 
so exorbitante Gewinnspannen der internationalen 
Ölgesellschaften gäbe. Meine Frage war, wie Sie 
diesen Sachverhalt sehen und beurteilen. 

Dr. Mina antwortet, die Erzeugerländer hätten 
vor dem Abkommen von Teheran im Jahre 1971 
etwa S 0,87 pro Barrel erhalten, während der Ge- 
winn der Ölgesellschaften, nach Abzug von Steuern, 
Abgaben und Kosten etwa $ 0,50 pro Barrel be- 
tragen habe. Dagegen habe vor dem Abkommen im 
Oktober 1973 der Erlös der Erzeugerländer bei $ 1,67 
pro Barrel gelegen, während die Ölgesellschaften 
ihren Gewinn auf $ 1,20 erhöht hätten. Somit habe 
das Anwachsen der Gewinne der Ölgesellschaften 
den größeren Anteil an der Erhöhung der Produkt- 
kosten in den Verbrauchsländern. Wenn die Öl- 
gesellschaften zu ihrer früheren Gewinnspanne von 
46 bis 50 Cent pro Barrel zurückkehrten, betrüge 
die jetzige Preiserhöhung nur 15 bis 17 Prozent und 
nicht 70 Prozent. 

Dr. Enders (SPD): Herr Präsident! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren; Herr Dr. Mina hat 
seine Ausführungen hervorragend mit Zahlen be- 
legt. Ich konnte daraus entnehmen, daß er die ge- 
genwärtigen Reduzierungen auf dem Ölmarkt im 
Hinblick auf die Vorratswirtschaft und die Gestal- 
tung der Preise betrachtet. Ist es aber nicht vielmehr 
so, daß die Erdöl produzierenden Länder versuch- 
ten, über wirtschaftlichen Druck politische Ziele zu 
erreichen? Ihr Land ist den Erdöl produzierenden 
Staaten angeschlossen. Ich möchte Sie fragen: In- 
wieweit sehen Sie die nationalen Interessen oder 
die Solidarität mit den übrigen Staaten im Vorder- 
grund stehen? 

Sie erzählten uns, Herr Dr. Mina, daß Sie einen 
Entwicklungsplan haben, daß Sie Ihre Landwirt- 
schaft, Ihre Industrie und Ihren Bergbau fördern 
wollen. Dazu brauchen Sie auch die Hilfe der In- 
dustriestaaten und nicht nur finanzielle, vielleicht 
auch technische Hilfe und Erkenntnisse aus der 
Wirtschaft. 

Darüber hinaus möchte ich an Ihren Schlußsatz 
anknüpfen, in dem Sie von der Zusammenarbeit 
der Staaten dieser Erde sprechen. Wir sitzen alle in 
einem Boot, und manches Mal schwimmt es auf 
einem Wellenberg und manches Mal in einem Wel- 
lental. Gegenwärtig haben wir als’ Europäer die 
Folgen zu spüren, die aus Ihren Beschlüssen ent- 
stehen. Es kann aber auch sein, daß sich diese Zu- 
sammenarbeit und Hilfe wieder einmal auf humani- 
tärem Gebiet entwickeln muß. Wir sind und bleiben 
nicht von Naturkatastrophen verschont. Ich erinnere 
an Erdbeben und an Seuchen, die die Menschen 
heimsuchen. In solchen Fällen erwartet man die Zu- 
sammenarbeit, und es könnte nicht sein, wie ein 
Sprichwort lautet: Wie du mir, so ich dir. 

Kurz, der Sinn meiner Frage ist der: Wie wird 
Ihr Land, wie wird Ihre Gesellschaft oder werden 
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andere Gesellschaften im Hinblick auf die Liefer- 
verpflichtungen und die Ansprüche der europäischen 
Staaten in Zukunft gegenüber den Verbraucher- 
staaten, die auf die Öleinfuhr angewiesen sind, 
reagieren? 

Dr. Mina sagt, der Iran habe in der Vergangenheit 
das Erdöl niemals als politische Waffe benutzt and 
beabsichtige, auch in Zukunft so zu verfahren. Der 
Iran betrachte seine Ölquellen nur vom Wirtschaft' 
liehen Standpunkt und plane, seine Ölquellen im 
größten Ausmaß zu entwickeln, das wirtschaftlich 
möglich sei. Seine Mitarbeit in der OPEC be- 
schränke sich auf die wirtschaftliche Seite. 


Mittwoch, 21. November 1973 

Tagesordnungspunkt: 

Die Entwicklung der Beziehungen zwischen 
Europa und den Vereinigten Staaten 

(Drucksache 615) 

Berichterstatter: Abgeordneter Sir John Rodgers 

Der Stand der europäischen Sicherheit — 
Beziehungen zu den Vereinigten Staaten 

(Drucksache 623) 

Berichterstatter: Abgeordneter Critchley 

Kahn- Ackermann (SPD): Herr Präsiident! Meine 
Damen und Herren! Ich habe dem Berichterstatter 
mit Interesse zugehört. Aber es sei mir doch erlaubt, 
zu sagen, daß das Zitat von Senator Mansfield nicht 
gerade eine profunde Kenntnis der europäischen 
Traditionen und Möglichkeiten erkennen läßt. Ich 
kann so ein Zitat nicht als nachdenkliche Mahnung 
verstehen. Eher löst es bei mir Besorgnis aus. Er 
ist ein Zeuge, dessen öffentliche Äußerungen hin- 
sichtlich Europas in den letzten Jahren nicht immer 
letzte Weisheit und Einsichten verkündet haben. 
Wenn man annähme, daß die Meinungen des ehren- 
werten Senators für den Zustand des ganzen Bünd- 
nisses wirklich kennzeichnend wären, dann müßten 
wir wohl einige Zweifel bezüglich der Hoffnung 
haben, daß sich dieses atlantische Bündnis für die 
nächsten zwei Jahrzehnte dauerhaft erneuern läßt. 
Aber ich glaube, wir können die Hoffnung haben, 
daß die Lage anders ist. 

Ich bin dem Berichterstatter zu meiner Rechten 
außerordentlich dankbar dafür, daß er auf die posi- 
tiven Ansätze einer Entwicklung hingewiesen hat, 
die uns einen Schimmer von Zuversicht geben kön- 
nen. In dieser Versammlung haben wir immer wie- 
der wiederholt, daß es für uns Europäer eine Ge- 
meinschaft und eine atlantische Gemeinschaft ohne 
ein enges Bündnis mit den Vereinigten Staaten nicht 
geben kann. Ich bin dem Berichterstatter dankbar 
dafür, daß er auch mit aller Deutlichkeit darauf hin- 


gewiesen hat, daß dies nicht bedeuten kann, man 
müsse sich überall auf dieser Welt in allen Fragen 
einig sein; vielmehr liege es in der Natur der Sache, 
daß wir Interessengegensätze auf wirtschaftlichem 
und anderen Gebieten in allen Teilen dieser Welt 
hätten. Es wäre ganz unnatürlich, wenn sie nicht 
vorhanden wären. 

Gleichwohl ist es wichtig, daß die gemeinsamen 
Interessen neu charakterisiert werden, neu beschrie- 
ben werden und möglicherweise erweitert werden. 
Vieles in den Ereignissen der letzten zwei Jahre 
deutet darauf hin, daß sie einer Erweiterung bedür- 
fen. Aber ich möchte gleich hinzufügen, daß die 
Unterhaltung darüber von einem partnerschaftlichen 
Geist getragen sein muß. In dieser Hinsicht hoffe ich, 
daß die Anmerkungen und Einsprüche, die unsere 
amerikanischen Partner gegen den Entwurf der 
neuen europäischen Deklaration geltend gemacht 
haben, in mancher Beziehung noch Ausfluß jener 
kurzen Krise sind, die wir durchlebt haben. Einige 
dieser Einsprüche sind jedenfalls für mein Empfin- 
den nicht hundertprozentig von diesem partner- 
schaftlichen Geist getragen, in dem sich die Reform 
der Atlantischen Allianz vollziehen muß. 

Ich möchte dem Berichterstatter auch dafür dan- 
ken, daß er den Versuch gemacht hat, wenigstens 
einige der grundsätzlichen gemeinschaftlichen Inter- 
essen hier anzusprechen, die wohl unverändert be- 
stehengeblieben sind. In dieser Versammlung ist es 
von jeher unser Bemühen gewesen, auf welche 
Weise auch immer dazu beizutragen, daß die Allianz 
auch auf der europäischen Seite stärker wird, daß 
die Gemeinschaft erweitert wird, daß die Tendenzen 
gestärkt werden, die eines Tages zur politischen 
Union führen sollen. Ich möchte mich bei dem Be- 
richterstatter besonders dafür bedanken, daß er auch 
über die gemeinsamen demokratischen Grundüber- 
zeugungen gesprochen hat. Gerade wir als Parla- 
mentarier in diesem Hause können nicht nachdrück- 
lich genug darauf hinweisen, daß unsere Kollegen 
im Europäischen Parlament — wenn diese Allianz 
auf einer gesunden Basis stehen und die Aufgaben 
übernehmen soll, deren Lösung von ihr erwartet 
wird — , so wie es der deutsche Regierungschef vor 
wenigen Tagen in Straßburg Umrissen hat, doch mit 
jenen Rechten ausgestattet werden müssen, die un- 
abdingbar sind, wenn Regierungen eine neue Allianz 
aushandeln, in der große Entscheidungen fallen — 
ob nun am Kamin oder anderswo, spielt keine Rolle. 

Wir müssen dann auch nicht nur in den nationalen 
Parlamenten, sondern auch in unseren europäischen 
Versammlungen, in diesem Fall ganz besonders im 
Europäischen Parlament, die Möglichkeit haben, dies 
mit unseren demokratischen Rechten zu würdigen, 
zu bekräftigen oder gar zu kritisieren. Sonst fehlt 
ein Element der Stärke in dieser Allianz. Dies kön- 
nen wir heute an diesem Ort nicht nachdrücklich 
genug bekräftigen. 

Ich denke, daß einige meiner Kollegen noch ein 
paar Bemerkungen zu dem machen werden, was 
'der letzte Berichterstatter gesagt hat. Wenn man 
Über die Verstärkung des militärischen Beitrages in 
Europa spricht und hier Möglichkeiten überdenkt, 
können wir nicht an der Tatsache vorübergehen. 
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daß in militärischer Hinsicht Europa seine besondere 
Rolle in der Allianz einfach nicht spielen kann, so- 
lange unsere französischen Partner nicht mit vollem 
Einsatz in dieses Bündnis zurückkehren und die 
militärischen Verpflichtungen, die sich aus dem 
Bündnis ergeben, auch so wie alle anderen und wie 
vormals wahrnehmen. 

Ich persönlich halte es für eine Illusion, nach 
einer Konstruktion zu suchen, in der diese Tatsache 
nicht erneut Wirklichkeit wird. Im übrigen bin ich 
sehr froh über die Entwicklungen, weil, wenn es zu 
einer gemeinsamen atlantischen Erklärung und 
wenn es wirklich zu Grundzügen einer gemein- 
samen europäischen Politik nicht nur im Atlanti- 
schen Bündnis kommt, sondern wenn diese gemein- 
same Politik darüber hinaus auch gegenüber an- 
deren Teilen der Welt formuliert wird, ich der 
Meinung bin, daß die Voraussetzungen, unter denen 
einstmals — • bedauerlicherweise ■ — eine besondere 
Politik unserer französischen Bündnispartner ein- 
gesetzt hat, dann praktisch entfallen und es dann 
keinen politischen Grund dafür gibt, daß sie eine 
besondere Rolle spielen. Daraus müßten untrüglich 
und ohne Zweifel auch die militärischen Konsequen- 
zen für die Allianz gezogen werden. Ich denke, daß 
wir den Schwerpunkt eher auf dieses gemeinschaft- 
liche politische Verständnis legen müssen, ohne daß 
mir die Möglichkeit nicht gegeben erscheint, in dem 
Rahmen, in dem der Berichterstatter es als wün- 
schenswert bezeichnet hat, auch unseren militä- 
rischen Beitrag zum Bündnis — jedenfalls im Rah- 
men unserer konventionellen Möglichkeiten — in 
einer anderen und überzeugenderen Form zu leisten, 
als dies bisher der Fall gewesen ist. 

In diesem Zusammenhang, Herr Präsident, möchte 
ich noch einmal wiederholen, daß wir in der ganzen 
Diskussion, die sich anbahnt — im Hinblick auf 
diese Tagung hat man auch manches über die 
zukünftige Rolle des Brüsseler Vertrages in den 
Zeitungen lesen können — , im Auge behalten müs- 
sen: Denkbar ist die optimale und wirkungsvolle 
Ausschöpfung dieser Möglichkeiten nur, wenn die 
Rolle, die die Vereinigten Staaten in den letzten 
20 Jahren in diesem Bündnis gespielt haben — in 
militärischer Hinsicht — erhalten bleibt, wenn in 
diesem Zusammenhang ihre strategische Rolle ein- 
deutig erhalten bleibt. Dann ist es möglich, daß wir 
im Rahmen dessen, was der Kollege Critchley ge- 
sagt hat, einen neuen Anlauf in dieser Richtung 
nehmen. Wir haben bei den Verhandlungen in 
Wien ganz ernsthaft darüber gesprochen, ob nicht 
auch kontinentale Streitkräfte vermindert werden 
können. Ich glaube, daß man mit Fug und Recht 
bemerken kann, daß das dort hineinpaßt. Es ist doch 
gar nicht denkbar, daß sich ein Bündnispartner, an 
dessen Grenzen bisher die Konfliktzonen gelegen 
haben, nicht an der Möglichkeit der Entspannungs- 
politik beteiligt, auch mit Denkmodellen dieser Art. 
Es bleibt abzuwarten, ob wir Erfolg haben werden 
oder nicht. 

Aber in diesem Zusammenhang ist dies doch ein 
Element, daß das, wenn es zu einer Entspannung 
und wenn es zu Truppenverminderungen auf dem 
Kontinent kommt, nicht ausgeschlossen werden 


kann, wobei darauf zu achten ist, daß in dem Zu- 
sammenhang eine Ausgewogenheit bestehen muß. 

Dr, Klepsch (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich möchte mich bei der Diskus- 
sion dieser beiden vorzüglichen Berichte in erster 
Linie dem Bericht von Herrn Critchley zuwenden. 
Der Bericht von Herrn Chritchley ist wie immer mu- 
tig und klar. Er nennt die Dinge beim Namen, und 
vor allen Dingen sagt er auch einmal etwas Unkon- 
ventionelles in seinem Bericht, um zum Ziel zu kom- 
men, weiterführende Vorschläge zu unterbreiten. 
Dafür möchte ich mich ausdrücklich bei ihm bedan- 
ken. Der Bericht bietet uns ganz sicher einen aus- 
gezeichneten Einstieg in die sicherheitspolitische Si- 
tuation, in der sich Europa heute befindet. 

Die Schwierigkeit, meine verehrten Kollegen, 
liegt nun darin, daß die Versammlung der West- 
europäischen Union zwar der legitime Ort ist, an 
dem wir Europäer über unsere verteidigungspoliti- 
sche Situation miteinander sprechen, aber die West- 
europäische Union bisher leider nicht die Aufmerk- 
samkeit gefunden hat, die ihr von dieser Position 
her zukommt. Das hängt auch ein wenig damit zu- 
sammen, daß es tatsächlich richtig ist, daß wir, auf 
die Zukunft hin gesehen, unsere Anstrengungen 
verstärken müssen, die Neuner-Gemeinschaft und 
die Westeuropäische Union nicht als zwei separate 
Dinge zu sehen, zwischen denen es ein etwas loses 
Bindeglied in Form der politischen Kooperation der 
Regierungen zur Vorbereitung von KSZE und MBFR 
und ad hoc auftauchenden Problemen politischer 
Art gibt, wie das heute ist. 

Die erste Forderung, die also zu stellen wäre, ist 
die nach einer Beschleunigung unserer Anstrengun- 
gen, nicht nur ad hoc zu einer Formulierung unse- 
rer gemeinsamen politischen und sicherheitspoliti- 
schen Interessen zu kommen, sondern sie in der In- 
stitutionalisierung voranzubringen. Das Schicksal 
gerade der weiterführenden Vorschläge von Herrn 
Critchley hängt davon ab, daß es zu dieser Institu- 
tionalisierung und zu einer stärkeren politischen 
Verbindung der europäischen Staaten auf dem Ge- 
biet der Sicherheit kommt. Ich will das nachher an 
zwei Punkten des Entwurfs der Entschließung ver- 
deutlichen. 

Der Nahostkonflikt, der uns so viele Lehren über 
unsere Lage vermittelt hat, hat uns auch über un- 
sere sicherheitspolitische Lage und über unsere Ver- 
teidigungssituation klare, neue Erkenntnisse ge- 
bracht, z. B. die Erkenntnis, daß unsere bisherigen 
Vorstellungen über Vorwarnzeiten politischer und 
sonstiger Art in die Schublade gehören. Herr Gene- 
ralsekretär Luns hat auf der 19. Parlamentarierkon- 
ferenz der NATO in Ankara sehr eindrucksvoll 
dargelegt, daß nicht nur die Vorwarnzeiten jen- 
seits des Atlantiks, sondern auch die Vorwarnzeiten, 
die wir in Europa militärisch und politisch in unse- 
ren bisherigen Vorstellungsdimensionen zugrunde 
legen, nicht mehr angewandt werden können. 

Wenn wir das neu zu überlegen haben, so ergibt 
sich für uns natürlich auch die Frage nach den Kon- 
sequenzen, die für unser Verteidigungssystem dar- 
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aus zu ziehen sind. Wir sollten uns über zwei Grund- 
sätze auch in Zukunft immer einig bleiben. 

Der erste Grundsatz — Herr Critchley hat ihn in 
seinem vorzüglichen Bericht erwähnt — ist der der 
Vorneverteidigung. Es ist ganz klar, daß es uner- 
träglich wäre, das Gebiet der WEU oder das der 
westeuropäischen Staaten etwa in Zonen unter- 
schiedlicher Sicherheit eingeteilt zu sehen. Unter 
welchem Gesichtspunkt man auch immer an diese 
Frage herangeht, wenn man an diesem Grundsatz 
festhält, daß das gesamte Bündnisgebiet in vollem 
Umfang, so wie es der WEU-Vertrag auch vorsieht, 
geschützt ist, so ergibt sich daraus die Konsequenz, 
daß präsente, ausreichende, einsatzbereite Kampf- 
verbände vorhanden sein müssen. Denn seit dem 
letzten Mittelostkonflikt wissen wir, daß aus dem 
Stand heraus begrenzte politisch-militärische Ziele 
unmittelbar angesteuert und erreicht werden können 
und daß die Vorstellung, man habe politisch einen 
großen Vorlauf, einen großen Verhandlungsspiel- 
raum, in der bisherigen Form nicht mehr zutreffend 
ist. 

Nun hat sich Herr Critchley in seinem Bericht an 
verschiedenen Stellen kritisch dazu geäußert, daß 
sich auch die deutsche Regierung Gedanken über 
eine Reduktion der Zahl ihrer Streitkräfte macht, 
wenn das auch die anderen Länder tun wollen. Ich 
bin ganz sicher ein Vertreter der Oppositionspartei 
im Deutschen Bundestag. Aber eines ist ganz klar: 
daß es in einem demokratischen Staatenbündnis 
nicht so sein kann, daß, wenn alle ihre Streitkräfte 
zu reduzieren trachten, einer davon ausgenommen 
bleibt. 

Ich bin sehr dafür — ich glaube mich darin mit 
Herrn Critchley einig zu wissen und darf das, glaube 
ich, auch für die gesamten deutschen Verteidigungs- 
politiker sagen — , daß wir an der Ausgewogenheit 
des Sicherheitsgefüges und an der dafür notwendi- 
gen Stärke der Streitkräfte keine Abstriche vorneh- 
men. Wenn wir uns heute in Deutschland über eine 
neue Wehrstruktur unterhalten, die eine größere 
Effizienz bringen soll und die dem Grundsatz einer 
sehr starken Präsenz der Streitkräfte Rechnung tra- 
gen soll, so kann und darf das auf keinen Fall mit 
einer Reduzierung der Schlagkraft, der Einsatzbe- 
reitschaft und des für die Verteidigungssituation er- 
forderlichen Umfanges verbunden sein. Aber man 
muß natürlich sehen, daß das ein gemeinsames Ver- 
halten wirklich aller Partner voraussetzt und daß 
es nicht etwa so sein kann, daß ein Partner sagt: 
Ich gehe jetzt an die Arbeitsteiligkeit im Bündnis 
und schaffe eine Teilstreitkraft ab, ohne die bisher 
dafür aufgewendeten Mittel nun an anderer Stelle 
einzusetzen. Wenn diese Form von Arbeitsteiligkeit 
überall Platz griffe, dann würden wir die Schlag- 
kraft des Bündnisses und unserer Streitkräfte bin- 
nen kurzem auf die Hälfte oder gar ein Drittel redu- 
zieren. 

Eines ist klar: Bisher besteht gar kein berechtigter 
Anlaß zu reduzieren, sondern es ist richtig — Gene- 
ral Steinhoff hat es dieser Tage ganz deutlich ge- 
sagt — , daß wir uns unverändert an der unteren 
Grenze des für unsere Sicherheit unbedingt erfor- 
derlichen Aufwandes befinden und daß Umstruktu- 


rierungen diese Grenze nicht überschreiten dürfen. 
Wenn das aber richtig ist, so sollten wir bei den 
MBFR-Verhandlungen wie auch bisher — und ich 
möchte allen beteiligten Regierungen ausdrücklich 
meine Anerkennung dafür sagen, wie gemeinsam 
die Europäer auch in der Abstimmung mit den USA 
dabei vorgegangen sind — darauf achten, daß die 
Europäer auch in Zukunft Schritt für Schritt verge- 
hen und sich nicht etwa in einer falschen Euphorie 
zu Vorleistungen hinreißen lassen; ich glaube auch, 
daß das nach dem Nahostkonflikt wohl nicht so 
schnell geschehen wird. 

Aber noch ein anderer Gedanke von Herrn Critch- 
ley sollte unsere volle Aufmerksamkeit finden: die 
Frage der Weiterentwicklung der Kooperation des 
britisch-französischen Nuklearpotentials. Es ist 
sicher richtig, daß nichts so nachdrücklich auf die 
Entwicklung der NATO-Allianz eingewirkt hat wie 
die Entscheidung der USA, Frankreich und England 
unterschiedlich an der Entwicklung des Wissens um 
das Nuklearpotential zu beteiligen. Die Entschei- 
dung von Nassau ist für die französische Verhaltens- 
weise in der Folgezeit bestimmend gewesen. Wir 
suchen heute einen neuen Ansatz. Ich kann nur un- 
terstreichen, was der Berichterstatter sagte: daß die 
USA gut daran täten, diese Differenzierungen auf- 
zuheben. 

Aber ich muß ganz freimütig, an Herrn Critchley 
gerichtet, eines sagen — das gilt auch für alle an- 
deren Alliierten in der Westeuropäischen Union ■ — : 
natürlich ist es für uns ein Fortschritt, wenn das 
britisch-französische Nuklearpotential vorhanden ist 
und politisch eine Bedeutung gewänne. Aber es kann 
auf die Dauer nicht so sein, daß wir anderen Bünd- 
nispartner in Zukunft abgestufte Abhängigkeiten 
haben: von dem ganz großen Nuklearschutz durch 
die USA zu einem reduzierten Nuklearschutz durch 
England und Frankreich. Vielmehr ist auf die Dauer 
diese herausgehobene Position nur für alle Sicher- 
heitsinteressen erträglich, wenn wir mit der politi- 
schen Union Europas — in welcher Form auch im- 
mer — ■ weiterkommen und sicher sein können, daß 
dieses Potential alle Alliierten in gleicher Weise 
schützt und abdeckt. Ich glaube, das muß man an 
dieser Stelle sagen. Denn die britisch-französische 
Nuklearkooperation kann kein Selbstzweck sein, 
sondern sie kann von uns nur in dem Sinne gesehen 
werden, daß es ein weiterer Beitrag zur Erhöhung 
der Sicherheitschancen der Europäer ist. 

Lassen Sie mich dazu noch ein Letztes sagen! In 
unseren Ländern wird heute sehr viel darüber ge- 
sprochen, daß wir eigentlich jetzt erst bei den Be- 
standsaufnahmen zur MBFR erleben und feststellen, 
wie stark wir eigentlich sind. Ich glaube, das ist 
ein bißchen ein kleines Bemühen, die bedrückende 
Situation, in der wir uns gerade befinden, etwas 
freundlicher ansehen zu lassen. Aber diese Argu- 
mentation ist geneigt, uns vom Ernst der Lage, wie 
sie der Bericht des Kollegen Critchley aufweist, ab- 
zulenken. Ich würde es für bedenklich halten, wenn 
wir den Eindruck aufkommen ließen, wir redeten 
im Augenblick — das meine ich, weil der Kollege 
Kahn-Ackermann das Wort verwandt hat — von 
einer Verstärkung des europäischen Beitrages. Alles, 
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worüber wir jetzt sprechen, dient eigentlich nur 
dazu, den europäischen Beitrag so zu gestalten, daß 
er in seiner bisherigen Gewichtigkeit, um es einmal 
so zu sagen, erhalten bleibt und uns die Chance 
gibt, der gewachsenen Auffächerung der Bedro- 
hungsmöglichkeiten vielleicht besser Rechnung zu 
tragen. Aber ich glaube, daß wir nur weiterkommen, 
wenn wir gemeinsam die Lasten tragen und auf- 
teilen, die erforderlich sind. In diesem Sinne möchte 
ich Herrn Chritchley Glück wünschen bei der Durch- 
setzung der weiterführenden Überlegungen, denen 
wir uns in seinem Bericht gegenübersehen. 

Lassen wir uns davon leiten, daß wir heute eine 
einmalige Chance haben, diese Probleme im Rah- 
men der Folgebewältigung des letzten Nahostkrie- 
ges einmal vom Grundsatz her vielleicht günstig zu 
regeln. Denn die Energiekrise hat alle Bürger in 
unserem Lande auf die Situation selbst einschnei- 
dend aufmerksam gemacht, über die man gerade 
beim sicherheitspolitischen Aspekt sonst nur etwas 
abstrakt sprechen muß. 

In diesem Sinne möchte ich Ihnen meinen Dank 
sagen, Herr Critchley, und Sie zu Ihrem Bericht be- 
glückwünschen. 

Richter (SPD): Herr Präsident! Meine sehr ge- 
ehrten Damen und Herren! Ich möchte einleitend 
ein paar Worte -für den Berichterstatter Sir John 
Rodgers finden. Ich freue mich seit vielen Monaten 
in den verschiedenen europäischen Versammlungen, 
wie sensibel seine politischen Antennen sind, wie 
analytisch er Vorgehen kann und wie ausgewogene 
Berichte er in der Lage ist, hier jeweils vorzulegen. 
Dieses Urteil möchte ich auch zu seinem heutigen 
Bericht abgeben dürfen. 

Ich möchte einleitend von dem ersten Teil der 
Empfehlung von Sir John Rodgers ausgehen, mit 
dem der Berichterstatter noch einmal unsere ge- 
meinsame Auffassung bekräftigt, daß die Sicherheit 
der westlichen Welt nur durch eine enge Zusam- 
menarbeit zwischen Westeuropa und den Vereinig- 
ten Staaten garantiert werden kann. 

Die Lage innerhalb der Allianz ist durch eine 
Fülle von schwierigen Fragen gekennzeichnet. 

Zu 1: Die Fähigkeit der Vereinigten Staaten, die 
für die Allianz und für die amerikanischen Sicher- 
heitsinteressen notwendige Zahl von Verbänden in 
Europa zu belassen, wird durch eine unterschiedliche 
Reihe von Gründen in Frage gestellt. 

Zu 2: über die innenpolitische Lage in den USA 
haben wir hier keine Bewertung vorzunehmen, aber 
einige Vorgänge haben diesem Partner doch sehr 
viel Kraft gekostet. 

Zu 3: Es gibt die von Sir John Rodgers angespro- 
chenen Währungsprobleme, vor allem die inter- 
nationale Schwäche des Dollars, die uns hier auch 
allen miteinander zu schaffen macht. Daraus leiten 
leider starke innenpolitische Kräfte in den Ver- 
einigten Staaten die Forderung ab, einen tiefgreifen- 
den Lastenausgleich zwischen den USA und Europa 
zugunsten der USA herbeizuführen. Die Schwierig- 
keiten der Bundesrepublik Deutschland in den an- 


stehenden Verhandlungen werden Ihnen bekannt 
sein. Die amerikanischen Forderungen sind in die- 
sen Tagen auch in der europäischen Presse sicher 
im Gespräch. 

Der deutsche Bundesverteidigungsminister, Georg 
Leber, der uns morgen besuchen wird, hat in jüng- 
ster Zeit häufig darauf hingewiesen, daß insgesamt 
etwa 90 “/o der in Europa stehenden NATO-Land- 
streitkräfte, 75 ^/o der Luftstreitkräfte und 80 °/o der 
Seestreitkräfte von europäischen Partnern gestellt 
werden. Es wäre aber nach meiner Auffassung ein 
Fehler, wenn wir von dieser Position aus die Not- 
wendigkeit starker amerikanischer Truppen in 
Europa in Frage stellen würden; hier stimme ich mit 
dem Berichterstatter überein. 

Es wäre dann vor allen Dingen auch ein Wort an 
jene zu richten, die behaupten, daß die üblichen 
Kräftebewertungen, die wir hier in diesem Hause 
zu diskutieren gewohnt waren, nicht zuträfen, und 
daß das westliche Potential unterschätzt würde. In 
die Berechnung dieser Gruppen werden größere 
Teile der Mobilmachungskräfte des Westens einbe- 
zogen. Wie stafk man gerade diese Kräfte wirklich 
einschätzen darf, hat in diesen Tagen General Stein- 
hoff bei einem Bericht — er ging von der Analyse 
des Nahost-Krieges aus — in einem deutschen Nach- 
richtenmagazin, dem „Spiegel", warnend dargestellt. 
Hier neige ich der Auffassung zu, die mein Kollege 
Egon Klepsch in dieser Debatte vorgetragen hat. 
Auch dieses möchte ich hier sagen: In der Ein- 
schätzung der Verteidigungs- und Bündnispolitik in 
Europa sind sich Regierung und Opposition in der 
Bundesrepublik weitgehend einig. 

Die vorhin angesprochenen Fragen spielen bei 
den Beratungen über ausgewogene, beiderseitige 
Truppenreduzierungen in Europa eine wesentliche 
Rolle. Wichtig ist, daß sich die NATO-Partner dar- 
auf geeinigt haben, in den Verhandlungen mit der 
Sowjetunion das schon zwischen den USA und der 
Sowjetunion angewandte Prinzip der paritätischen 
Ausgewogenheit anzuwenden. In die Verhandlun- 
gen mit der Sowjetunion und den osteuropäischen 
Ländern muß der Westen mit dem Ziel gehen, in 
Zentraleuropa ein paritätisches Verhältnis der 
Kräfte zu bilden. 

Nun möchte ich auch ein klein wenig auf die An- 
merkung des Kollegen Tomney eingehen, der vor 
mir gesprochen hat. Er hat die Frage gestellt: Was 
hat Willy Brandt bekommen? Ich glaube, dieses 
war nicht die deutsche Ausgangsposition des Be- 
wertens. Unsere Ausgangsposition lag da, festzu- 
stellen, was wir tun können, um das, was in 
Europa-Mitte strittig ist, auszuräumen, damit für 
uns alle miteinander die Möglichkeit besteht, in die 
zentralen Fragen, die heute in den Tagesordnungen 
der KSZE oder bei den MBFR-Verhandlungen fest- 
geschrieben sind, einzutreten. 

Einen Schluß möchte ich insgesamt ziehen: Die 
sicherheitspolitische Qualität des Engagements der 
Amerikaner werden die Europäer auf absehbare 
Zeit nicht aufwiegen können. Ich möchte auch mei- 
nen, daß die Bereitschaft der USA, ihr strategisches 
Risiko aufrechtzuerhalten, bleibt, solange wir Euro- 
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päer sichtbar bereit sind, durch angemessene eigene 
Vorsorge für Verteidigung das zu erbringen, was 
wir in der Vergangenheit erbracht haben. 

Herr Kollege Klepsch hat den Bericht des Kolle- 
gen Critchley gewürdigt. Ich glaube, daß es richtig 
ist, daß in einer Versammlung ein statischer Be- 
richt vorliegt. Hier möchte ich die Ausführungen des 
Kollegen Sir John Rodgers einordnen; Critchley geht 
mir in seinen Ausführungen in einigen Punkten zu 
weit. Ich würde nur mit großer Sorge das teilen 
wollen, was er in dem Punkt 3 seiner Empfehlung 
mit den Worten vorschlägt: 

Die Bildung eines europäischen Nuklearaus- 
schusses ist vorzuschlagen, der zu den franzö- 
sischen und britischen Nuklearstreitmächten die 
gleiche Verbindung hätte wie der derzeitige 
Nato-Ausschuß für nukleare Planung zu der 
Nuklearstreitmacht der Vereinigten Staaten. 

Hier geben wir — ich müßte, um nicht falsch ver- 
standen zu werden, sagen: aus deutscher Sicht — 
nichts preis. 

Wir waren vor einiger Zeit mit dem Verteidi- 
gungsausschuß der WEU im Plateau d'Albion. Es 
war für mich von größtem Interesse zu sehen, welche 
Qualitäten unsere französischen Partner im nuklea- 
ren Bereich zu entwickeln in der Lage waren. Ich 
muß auch darstellen — es war gar nicht anders zu 
erwarten — , daß es nicht möglich war, dort über die 
Automation des Einsatzes oder über die Zielauswahl 
etwas zu erfahren. Nur:' Wenn wir aus dieser Ver- 
sammlung heraus einen so komplizierten Punkt zur 
Diskussion stellen, dann meine ich, daß dies ohne 
ausreichende Vorgespräche mit der britischen Re- 
gierung, mit der französischen Regierung und auch 
mit den Amerikanern nicht erfolgen sollte. Ich be- 
fürchte, daß, wenn wir diesen Punkt 3 in der vor- 
liegenden Form annehmen, vor allen Dingen eine 
falsche Signalwirkung auf die Vereinigten Staaten 
von Nordamerika ausgehen könnte. Ich weiß nicht 
einmal, wie stark zum gegenwärtigen Zeitpunkt die 
britische oder die französische Regierung in der 
Lage wären, diesem Vorschlag hier zu folgen. Aber 
ich bin der Meinung, daß der Bereich, den der Kol- 
lege Critchley angesprochen hat, sicher ein Kernbe- 
reich der Diskussion in den 80er Jahren werden 
wird. Im Moment halte ich diesen Teil des Berichtes 
für zu weit vorgeschoben. Das wird auch der Grund 
sein, warum ich mich hier bei der Abstimmung über 
den Bericht der Stimme enthalten werde. 

Sieglerschmidt (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Gestatten Sie mir, einleitend 
eine Bemerkung, die die Präsenz in dieser Versamm- 
lung betrifft, mit einer gewissen Vorsicht zu machen. 
Verteidigungspolitik ist die Kernaufgabe der West- 
europäischen Union und damit auch das Kernthema 
dieser Versammlung. Ich bin nicht ganz froh, wenn 
ich im Lichte dieser Feststellung mir die etwa gleich- 
bleibende Präsenz in dieser Versammlung heute 
vormittag ansehe. Ich weiß, daß es natürlich eine 
weit verbreitete Auffassung unter Parlamentariern 
ist — von der ich selber nicht ganz frei bin — , daß 
sie nur selber die intelligentesten Reden halten und 


I deshalb ihre Anwesenheit nicht mehr erforderlich 
: ist, nachdem sie gesprochen haben. Ich würde mich 
j dennoch gefreut haben, wenn wir im Blick auf das, 
was wir in der Frage der europäischen Verteidi- 
gungspolitik hier vor uns haben, über die Kollegen 
hinaus, die ständig anwesend waren, eine stärkere 
Beteiligung in der Versammlung hätten feststellen 
können. 

Nun zu dem Punkt, zu dem ich mich zu Wort ge- 
meldet habe. Er betrifft das Thema des Berichts des 
Kollegen Critchley, den ich mit großem Interesse ge- 
lesen habe und zu dem ich etwa die gleiche Haltung 
einnehme, wie sie mein Freund Klaus Richter vor- 
hin beschrieben hat, — um es der Kürze halber so 
zu sagen. 

Ich gehe bei meinen Überlegungen davon aus — 
und ich habe heute zu meiner Freude auch noch 
nichts Gegenteiliges gehört — , daß die volle Wirk- 
samkeit des Atlantischen Bündnisses auf abseh- 
bare Zeit für Europa und seine Verteidigung not- 
wendig ist. Im Lichte dieser Prämisse möchte ich 
die gegenwärtige Situation und die möglichen Ten- 
denzen der Entwicklung betrachten. 

Das Atlantische Bündnis steht in einem Geflecht 
von politischen und militärischen Gewichten und 
auch Tendenzen. Wir müssen feststellen, daß es von 
solchen Tendenzen durch verschiedene Seiten in sei- 
ner Wirksamkeit berührt wird. Da ist einmal die 
schon erwähnte Tatsache der Anträge auf Truppen- 
verringerung in den Vereinigten Staaten aus inner- 
politischen Erwägungen zu einem großen Teil, die 
wir hier registrieren können. 

Eine weitere Tendenz, die die Wirksamkeit des 
Bündnisses berühren könnte, liegt in den globalen 
Absprachen zwischen den Vereinigten Staaten und 
der Sowjetunion, die sicherlich im Kern außeror- 
dentlich begrüßenswert sind, bei denen aber die 
Europäer natürlich darauf achten müssen, daß ihre 
verteidigungspolitischen Interessen dabei gewahrt 
bleiben. Ich sage da nichts Neues. Ich habe das in 
dieser Versammlung schon vor einem oder zwei 
Jahren gesagt. Nur hat sich leider die Situation in- 
soweit nicht geändert, als dieser Tatsache bisher 
nicht in ausreichendem Maße Rechnung getragen 
worden ist. Deswegen muß man es immer wieder 
neu sagen. 

Hier stellt sich auch die Frage, um welche Euro- 
päer es geht. Vorhin wurde der Vorschlag gemacht, 
man solle Irland und Dänemark einladen, der West- 
europäischen Union beizutreten. Ich frage mich, ob 
ein solcher Vorschlag mit den Realitäten in Einklang 
steht. Ich würde es begrüßen, wenn beide Länder 
sich zu diesem Schritt entschließen könnten. Aber 
mein Eindruck ist, daß mehr noch für Dänemark 
als für Irland die Aussichten gering sind, daß einer 
solchen Einladung nachgekommen wird. 

In diesem Zusammenhang ist häufig von einer 
eigenständigen europäischen Verteidigung die Rede. 
Wenn man diesen Begriff gebraucht, muß man sich 
klar machen, was er bedeuten soll. Da sind verschie- 
dene Ausdeutungen des Begriffs möglich. Wenn da- 
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von die Rede ist, daß Europa ein Pfeiler der Atlanti- 
schen Allianz sein sollte, würde ich dem voll zu- 
stimmen. Aber eine eigenständige europäische Ver- 
teidigung kann natürlich auch das Entstehen einer 
zentrifugalen Kraft gegenüber dem Atlantischen 
Bündnis bedeuten. Ich würde jede Regelung für 
gefährlich halten, die eine solche zentrifugale Ent- 
wicklung, sei es auf der Basis der Westeuropäischen 
Union oder auf einer anderen verteidigungsorganisa- 
torischen Basis, auslösen könnte. 

In diesem Zusammenhang ist es notwendig, daß 
wir auch den dritten Vorschlag in dem Critchley- 
Bericht betrachten, den Vorschlag zur Gründung 
eines Nuklear-Ausschusses. Hier ist schon verschie- 
dentlich darüber gesprochen worden. Ich möchte nur 
anmerken, daß man sich auch aus dem Grunde sehr 
genau überlegen muß, wie man hier vorgeht, weil 
auch von der Gründung eines solchen Nuklear-Aus- 
schusses eine zentrifugale Wirkung auf das Atlan- 
tische Bündnis ausgehen kann. 

Herr Präsident, eines möchte ich zum Schluß hier 
noch gesagt haben. Wir müssen bei den organisato- 
rischen Dispositionen, die wir für die Zukunft tref- 
fen — und ich bin sehr gespannt, was wir etwa 
heute nachmittag darüber von kompetenter Seite 
hören werden — auch darauf achten, daß nicht ein 
Zustand entsteht, in dem es — ich nehme hier einen 
Ausdruck meines deutschen Kollegen Klepsch auf 
— zwei Zonen unterschiedlicher Sicherheit in Europa 
gibt, d. h. eine Zone, der etwa die Mitglieder der 
Westeuropäischen Union angehören würden, und 
eine andere Zone, zu der die übrigen NATO-Mit- 
glieder in Europa gehören würden. Hier müssen wir 
auch darauf achten, daß nicht eine Trennungslinie 
durch den europäischen Teil der Atlantischen Allianz 
entsteht, die die verteidigungspolitische Wirksam- 
keit des Bündnisses beeinträchtigen könnte. 

Ich halte es, Herr Präsident für durchaus erwä- 
genswert, zu überlegen, zu welchen vernünftigen 
institutioneilen Lösungen man hier kommen kann. 
Bloß müssen diese im Lichte dessen, was ich eben 
versucht habe darzustellen, sehr sorgfältig, sehr ge- 
nau überlegt sein. Es war der Sinn meines Beitrages, 
dies anzuregen. 

Kahn- Ackermann (SPD) : Herr Präsident, ich 
möchte dem Berichterstatter und allen Teilnehmern 
an dieser Debatte nochmals herzlich danken. Ich 
glaube, es war eine außerordentliche konstruktive 
Debatte. 

Ich möchte freilich noch einmal den Einwurf mei- 
nes Kollegen Sieglerschmidt unterstreichen, den er 
hinsichtlich der personellen Besetzung bei dieser 
Debatte gemacht hat, und dabei darauf hinweisen, 
daß dies natürlich eine unmittelbare Folge der poli- 
tischen Entleerung des Ministerrates ist. Die Parla- 
mentarier kommen gern zusammen, wenn sie wis- 
sen, daß das, was sie sagen, von ihren Regierungen 
aufgenommen wird und daß ihre besorgten Fragen 
auch beantwortet werden. Ein Instrument, das man 
nicht benutzt, wird leicht rostig. Die politischen 
Spiele, die mit dieser Organisation gelegentlich ge- 


trieben werden, indem man ihr, wenn es gerade in 
die Landschaft hineinpaßt, erneute politische Bedeu- 
tung beimißt, ohne daß ihre Bedeutung durch die 
ständigen Organe entsprechend gewürdigt wird, sind 
eine Sache, die mich nicht mit übergroßem Ver- 
trauen erfüllt. In dieser Hinsicht möchte ich eigent- 
lich die Kollegen, die nicht anwesend waren, ein biß- 
chen verteidigen, weil, wie gesagt, zum Wesen auch 
einer Beratenden Versammlung gehört, daß der 
andere Part, der Regierungspart, der Ministerrat, 
dieser Versammlung voll und ganz ein Partner in 
allen uns bewegenden politischen Fragen ist; ich 
unterstreiche deutlich: in allen. 

Tagesordnungspunkt: 

Die Sicherheit und das Mittelmeer 

(Drucksache 624) 

Berichterstatter: Abgeordneter Jung 

Ansprache des französischen Außenministers 
M. Jobert 

Dr. Schwencke (SPD): Herr Minister, nachdem 
heute morgen, wie Ihnen vielleicht berichtet wurde, 
die Assemblee das Dokument 623 — „State of Euro- 
pean Security — Relations with the United States" 
— mit erstaunlich viel Enthaltungen angenommen 
hat, frage ich Sie präzise: Können Sie sich eine 
europäische Zukunft der französischen nuclear for- 
ces vorstellen, wie wird diese aussehen und wann 
wird an eine Realisierung gedacht werden können? 

Minister Jobert verweist auf entsprechende Fest- 
stellungen seiner Rede und unterstreicht, daß die 
Nuklearmacht Frankreichs bereits Europa zur Ver- 
fügung stehe und daß Frankreich dem Bündnis treu 
sei und sich auf seine Weise ihm einfüge. 

Dr. Klepsch (CDU/CSU): Herr Minister, ich 
möchte mich zunächst für Ihre Ausführungen, die Sie 
hier gemacht haben, bedanken. Ausführungen, die, 
wie ich meine, für uns ein Tor öffnen, das es wert 
ist, nicht nur zu diskutieren, sondern zu prüfen, ob 
wir den Weg nicht beschreiten sollen. 

Wenn ich Sie recht verstanden habe, so haben Sie 
darauf hingewiesen, daß wir wenig Zeit haben, um 
uns als Europäer auf eine Entwicklung einzustellen, 
die schon in wenigen Jahren als Folge der jetzt lau- 
fenden Konferenzen und Vereinbarungen der Welt- 
mächte auf uns zukommt. 

Wenn ich Sie weiter recht verstanden habe, haben 
Sie uns darauf hingewiesen, daß wir einen Weg fin- 
den müssen, um der Gefahr zu begegnen, ein bloßes 
Objekt der Vereinbarungen der Weltmächte zu wer- 
den. Ich habe Sie so verstanden, daß Sie uns darauf 
hinweisen, daß die Westeuropäische Union einen 
Ansatzpunkt zur institutionellen Fortentwicklung 
der Kooperation der europäischen Staaten in der 
Verteidigung bieten könnte. 
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Ich habe zwei Fragen an Sie. Meine erste Frage 
richtet sich darauf: Habe ich es richtig verstanden, 
daß Sie einen institutionellen Ansatzpunkt sehen, 
den man weiterentwickeln könnte, um in der Frage 
der europäischen Sicherheitspolitik und gemeinsa- 
mer Verhaltensweisen und Maßnahmen voranzu- 
kommen? 

Meine zweite Frage richtet sich darauf: Wir sind in 
gewissem Sinne ein korrespondierendes Parlament 
— hier sind wir nur sieben — zum Parlament der 
Europäischen Gemeinschaft — dort sind wir neun 
Mitgliedstaaten. Aber ich möchte Sie doch fragen, 
ob wir nicht ansteuern sollten — wenn wir diesen 
institutioneilen Schritt weitergehen, den ich unter- 
stützen würde — , auf die Zukunft gesehen zu einer 
Verbindung beider Bereiche zu kommen. Das wären 
meine beiden Fragen, Herr Minister. 

Minister Jobert erwidert, nach seiner Ansicht sei 
die WEU ein geeigneter Rahmen für Verteidigungs- 
gespräche. Zwar sei der Rahmen eng begrenzt, doch 
hätte seine Regierung keine Bedenken, wenn sich 
darin neue Ausblicke auf täten. Das Problem der 
WEU sei auch insbesondere für die Bundesrepublik 
interessant und Frankreich begrüße eine aktive 
Mitarbeit der Bundesrepublik in diesem Bereich. 

Kahn- Ackermann (SPD); Herr Minister, ich 
habe mit großem Interesse nicht nur Ihren Ausfüh- 
rungen zugehört, sondern auch Ihren Antworten auf 
die Fragen, die auf Ihre Äußerungen hinsichtlich 
Frankreichs Einschätzung der Westeuropäischen 
Union bezüglich einer notwendigen Anpassung zu- 
künftiger europäischer Verteidigungsanstrengungen 
gestellt worden sind. 

Nun hat schon ein Kollege von mir einen franzö- 
sischen Minister, Herrn Debre, als er Verteidigungs- 
minister war, in dieser Versammlung zitiert, als die- 
ser dort befragt worden ist, wie er die Bündnisver- 
pflichtungen Frankreichs aus dem WEU-Vertrag be- 
urteile,- er hat sie damals etwas relativiert. 

Nun wissen auch Sie, Herr Minister, daß beispiels- 
weise die Regierung der Bundesrepublik Deutsch- 
land die Atlantische Allianz als unabdingbar — je- 
denfalls in ihrem jetzigen Umfang — für die Vertei- 
digung unseres Kontinents erachtet, daß sie aber 
sicherlich bereit wäre, über eine Anpassung euro- 
päischer Verteidigungsanstrengungen auch im Rah- 
men dieser Organisation nachzudenken. 

Ich finde, Herr Minister, Ihre Antwort muß in dem 
Umfange verdeutlicht werden, als Sie sagten, da 
müssen sich auch andere äußern. Ich meine, andere 
Regierungen würden sehr bereit sein, im Rahmen 
dieser Organisation über eine sinnvolle Ergänzung 
unserer atlantischen Verpflichtungen zu diskutie- 
ren, wenn wir genau wüßten, ob die französische 
Regierung bereit ist, alle Institutionen dieses Bünd- 
nisses wieder so in Gang zu setzen, daß es funk- 
tionieren kann — daß wir beispielsweise einen Mi- 
nisterrat bekommen, der öfter als nur zweimal im 
Jahr tagt — , und ob die französische Regierung 
darauf besteht, daß er sich tatsächlich mit den rele- 


vanten Fragen europäischer Verteidigung befaßt, 
die nach der gegenwärtigen Auffassung aller Betei- 
ligten sinnvoll zunächst nur in der NATO bespro- 
chen werden können, und weil auch die französische 
Regierung ihre Bereitschaft bisher nicht erklärt hat, 
über diese Positionen im Rahmen der WEU zu dis- 
kutieren. 

Ich bedauere sehr, Herr Minister; In dem Fall muß 
ich Sie bitten, eine klare Antwort zu geben. Dies ist 
nicht nur allein eine Frage für die sechs anderen an 
diesem Bündnis Beteiligten. Sie haben mit Recht ge- 
sagt, wir wollen nicht über die Vergangenheit, son- 
dern über die Zukunft sprechen; dieses begrüße ich 
aus der Sicht der französischen Regierung ganz be- 
sonders. Aber im Lichte unserer Erfahrungen, Herr 
Minister, möchte ich Sie doch fragen, ob Sie nicht 
glauben, daß Frankreich seine Initiative in dieser 
Richtung etwas mehr präzisieren müßte, als Sie, 
Herr Minister, dies in diesem Saal erfreulicher- 
weise angedeutet haben. 

Minister Jobert erinnert daran, daß Frankreich 
im vergangenen Jahr besondere Mühe hinsichtlich 
einer neuen Definition des atlantischen Bündnisses 
aufgewendet habe. Dies dürfe nicht unterbewertet 
werden. Er erwarte die Ideen der anderen Partner, 
um mit ihnen im Rahmen des atlantischen Bündnis- 
ses Hand in Hand zu gehen. 

Tagesordnungspunkt : 

Die Sicherheit und das Mittelmeer 

(Drucksache 624) 

Berichterstatter; Abgeordneter Jung 
(Fortsetzung der Aussprache) 

Dr. Klepsch (CDU/CSU); Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich darf mir erlauben, noch ein 
paar kurze Bemerkungen zu der Rede von Herrn 
Jung vorzutragen. 

Ich möchte Herrn Jung für seinen Bericht danken, 
der uns einen vorzüglichen Überblick über die Lage 
im Mitteimeerraum bietet. Ich möchte ihm vor allen 
Dingen dafür danken, daß er sich bemüht hat, auch 
die verschiedenen speziellen Probleme zu untersu- 
chen, die hier im einzelnen vielleicht nicht so ein- 
gehend diskutiert werden können. Anmerkungen 
möchte ich zu zwei Fragen machen. 

Das eine ist folgendes: Ich glaube, daß die Diskus- 
sion bei uns manchmal in der Gefahr ist, die weiter- 
führenden Aspekte eines solchen Berichts geringer 
zu bewerten als die Auswirkungen zur aktuellen 
Situation. Ich meine damit, daß wir in der Perspek- 
tive sehen müssen, daß der Mittelmeerraum heute 
ein wenig stärker in der Gefahr ist, zu einem Kon- 
fliktraum zu werden, in dem wir die Balance der 
beiden Weltmächte in jeder Frage zu prüfen haben. 
Ich würde mich freuen, wenn die Entwicklung im 
vorderen Orient zu einer dauernden Friedensrege- 
lung zwischen Israel und den arabischen Staaten 
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führen würde und wir die Chance hätten, einen 
Raum zu finden — das könnte der Mittelmeerraum 
sein — , in dem die Konfrontation der beiden Super- 
mächte zurückgedrängt wird. Aber eines ist sicher: 
Solange die Sowjetunion jenes große Engagement 
im Mittelmeerraum aufrechterhält, stellt sich die 
Sicherheitslage für die Bündnisstaaten der NATO 
wie für die Mitgliedstaaten der Westeuropäischen 
Union im Mittelmeer viel dramatischer dar als in 
der zurückliegenden Zeit. Die Verteidigungsvorkeh- 
rungen würden auf ihrem gegenwärtigen Stand bei 
einem Anhalten dieses Zustandes nicht ausreichen. 
Wir würden uns überlegen müssen, welche zusätz- 
lichen Maßnahmen zur Sicherung der Flanke am 
Mittelmeer zu treffen wären. 

Ich möchte aber gerade auf jenen Teil des Be- 
richtes hinweisen, der sich darauf bezieht, daß Län- 
der wie Tunesien oder andere Anrainerstaaten 
durchaus an einer Entwicklung interessiert sind, die 
uns einen Abbau der Spannungen zwischen den bei- 
den Weltmächten ermöglichen würde. 

Was die Anregung in bezug auf die Luftabwehr 
und auf die Panzerabwehr angeht, die Herr Jung in 
seinem Bericht untergebracht hat, möchte ich sagen, 
man sollte diesen Gedanken — ich will nicht seinen 
Text ändern — überhaupt ausdehnen. Da möchte ich 
zum Teil unserem britischen Kollegen recht geben, 
der sich vorhin zu einem bestimmten Halbsatz ge- 
äußert hat, nämlich daß es darauf ankomme, umfas- 
sende Konsequenzen aus diesem Kriege zu ziehen. 
Ich habe heute vormittag auf die Frage der Vorwarn- 
zeiten hingewiesen, die sicher eingebaut werden 
müssen, aber auch auf die operativen Erkenntnisse, 
die man dort gewonnen hat. 

Ob nun die NATO oder die Westeuropäische 
Union diese Untersuchung vornimmt, das halte ich 
für eine Frage, die nicht des Streites dieser Ver- 
sammlung würdig ist. Ich glaube, daß der Bericht- 
erstatter zu Recht die NATO als jene Institution 
genannt hat, die diese Probleme beschleunigt unter- 
suchen sollte, da sie über das entsprechende Perso- 
nal und die entsprechenden Möglichkeiten dazu ver- 
fügt und uns über unsere Mitgliedstaaten diese Er- 
kenntnisse vermitteln könnte. Insofern möchte ich 
ausdrücklich die Formulierung begrüßen, die der 
Kollege Jung gefunden hat. 

Ich möchte schließlich sagen, daß wir diese Frage 
in Zukunft wahrscheinlich noch öfter und nicht aus 
so aktuellem Anlaß werden behandeln müssen. Der 
Bericht des Kollegen Jung wäre auch erstattet wor- 
den, wenn es den Nahostkrieg nicht gegeben hätte. 
Ich möchte deshalb ein wenig bedauern, daß wir 
diesen Aspekt seines Berichts etwas unterbewertet 
haben, und mich noch einmal ausdrücklich beim Kol- 
legen Jung bedanken. 

Tagesordnungspunkt : 

Richtlinien für eine Luftfahrtpolitik für Europa 

(Drucksache 618) 

Berichterstatter: Abgeordneter Valleix 


Donnerstag, 22. November 1973 

Tagesordnungspunkt: 

Richtlinien für eine Luftfahrtpolitik für Europa 

(Fortsetzung der Aussprache) 

Richter (SPD): Herr Präsident! Meine sehr geehr- 
ten Damen und Herren! Da die Debatte gestern 
abend aus zeitlichen Gründen unterbrochen werden 
mußte, ist es vielleicht wichtig, daß wir ein wenig 
das Klima wiederherzustellen versuchen, das der 
Kollege Valleix gestern hier schaffen konnte, und 
aus diesem Grunde die Ausgangspositionen noch 
einmal kurz ansprechen. 

Die Ausgangspositionen der Luft- und Raum- 
fahrtindustrie in Amerika und in Europa sind sehr 
unterschiedlich zu bewerten. In Amerika ist dieser 
Industriezweig zwar nicht mehr die Nummer eins 
im Lande wie in der Zeit der Vorbereitung der 
Apollo-Flüge. Insgesamt aber liegt der Bereich der 
Luftfahrtindustrie, vom Wirtschaftlichen her bewer- 
tet, an zweiter Stelle in den USA. Nach dem erziel- 
ten Ergebnis ist dieser Industriebereich immer noch 
ein Aushängeschild der Nation. Zu den Spitzenlei- 
stungen der Raumfahrt der Amerikaner gesellen sich 
die beachtlichen Leistungen, die sie im Bereich der 
Luftfahrtindustrie zu erbringen in der Lage sind. In 
der ganzen Welt werden amerikanische Flugzeuge 
in großen Stückzahlen verkauft. Daß sich das Ergeb- 
nis von Europas Luftfahrtindustrien dagegen kläg- 
lich ausnimmt, hat Herr Valleix gestern dargestellt. 
Ich darf ein Beispiel anführen: In Amerika wird in 
diesen Tagen die 1000. Boeing 727 in Bau genom- 
men werden. Auch andere amerikanische Firmen 
neben Boeing arbeiten nicht ohne Erfolg, auch in 
Europa nicht ohne Erfolg. Ich möchte hier an Lock- 
heed und Douglas erinnern, die sich mit ihren Groß- 
raumdüsenflugzeugen beide ebenfalls recht ordent- 
lich auf dem europäischen Markt etablieren konnten, 
obwohl sie hier im Wettbewerb mit dem euro- 
päischen Airbus stehen. 

Dabei muß herausgestellt werden, daß die Luft- 
fahrtindustrie in den USA ähnlich vom Staat abhän- 
gig ist wie die europäische. Aber als Folge der ho- 
hen Verkaufszahlen hat man jenseits des großen 
Teiches natürlich ein weitaus dickeres Fell. 

Weiter ist die Vorsicht erwähnenswert, mit der 
die amerikanische Industrie an die Probleme heran- 
geht. Beispielhaft hierfür ist das zivile Überschall- 
flugzeug. Hier hatten die Amerikaner wahrschein- 
lich mehr Erfahrung, als man in Europa zunächst 
einmal zur Kenntnis nehmen wollte. Ich denke dar- 
an, daß sie zwei Prototypen eines Superbombers 
namens Walküre bauten und daß sie dort sicher 
wirksame Technologien entwickeln konnten. Ich 
habe ein bißchen das Gefühl, daß die Amerikaner 
Franzosen, Engländer und Sowjets in der Frage 
eines zivilen Überschallflugzeugs zunächst einmal 
in eine Art Sackgasse haben fliegen lassen. Viel- 
leicht sind Sie, Herr Kollege Valleix, in der Lage, 
uns nachher in Ihrer Antwort ein paar aktuelle 
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Zahlen zu nennen. Wir wissen, daß es eine Präsen- 
tation der Concorde fast rund um die Welt gab. Es 
wäre interessant, zu hören, was für Prognosen Sie 
in diesem Raum zu stellen in der Lage sind. 

In dieser für Europa so ungünstigen Situation fand 
bei der WEU am 17. und 18. September das Kollo- 
quium mit der europäischen Luftfahrtindustrie statt, 
bei dem versucht wurde, Leitlinien für eine einheit- 
liche europäische Luftfahrtpolitik zu finden. Ich 
muß sagen, das war eine ausgezeichnete Idee. Ich 
müßte ein paar lobende Worte für den Präsidenten 
dieses Ausschusses, den Kollegen Montesquieu, fin- 
den, der leider nicht da ist. Aber auch die Art und 
Weise, wie unser Berichterstatter, der Kollege Val- 
leix, die Probleme aufgegriffen hat, war wirksam 
und sollte bald zum Erfolg führen. 

Wenn ich das Kolloquium noch einmal zu wür- 
digen hätte, so müßte ich darstellen, daß ich ange- 
nehm berührt war von der Tatsache, daß die nam- 
haften Industrien in Europa mit den besten Reprä- 
sentanten und den bekannten Konstrukteuren zu- 
gegen waren und daß auch die großen Luftfahrt- 
gesellschaften in Europa ihre Direktoren und Reprä- 
sentanten zu diesem Gespräch geführt hatten. Dies 
war mein Eindruck. Ich glaube, daß man in beiden 
Lagern sehr dankbar war, daß sich die WEU bemüht 
hatte, eine gemeinsame Plattform für ein Gespräch 
zu schaffen. Ich möchte hier der Hoffnung Ausdruck 
geben, daß es über diesen Ausschuß der WEU mög- 
lich sein sollte, dieses Gespräch im Sinne des An- 
satzes dann auch weiterzuführen. 

Es ist bei diesem Luftfahrtgespräch die Eorderung 
nach frühzeitiger Abstimmung in Europa erhoben 
worden. Ich halte diese Forderung in Anbetracht der 
Ergebnisse, die wir bisher erzielen konnten, vor 
allen Dingen auch der Verkaufsergebnisse, für die 
wichtigste überhaupt. Ich persönlich wäre sogar ge- 
neigt, über die Empfehlung unseres Kollegen Val- 
leix hinauszugehen, etwa in der Form, daß man in 
Zukunft die Förderung von Systemen in Europa mit 
Steuermitteln von einer vorherigen europäischen 
Absprache abhängig machen sollte. Es nützt uns 
sehr wenig, wenn wir in Detailgesprächen darge- 
stellt bekommen: Bei dem Flugzeug A ist jener Teil 
und jene Baugruppe aus dem Vereinigten König- 
reich, diese kommt aus Frankreich, eine andere 
kommt aus Deutschland, folglich ist es ein europä- 
isches Muster. Das meinen wir, glaube ich, alle mit- 
einander nicht. Wir müssen uns zusammen be- 
mühen, den europäischen Markt zu definieren, und 
müssen dann versuchen, Flugzeuge zu bauen, die 
die Chance haben, in so großen Zahlen verkauft zu 
werden, daß am Schluß für die Luftfahrtindustrien 
und die Luftfahrtgesellschaften wirklich ein Gewinn 
möglich ist. 

Ich freue mich auch, daß der Kollege Valleix den 
Wunsch nach einer einheitlichen europäischen Luft- 
fahrtagentur für Zertifikate so stark herausgestellt 
hat. Wenn wir hier zu einer Vereinheitlichung kä- 
men, würde das den vorher genannten Zielen sicher 
sehr entsprechen. 

In einem Punkt, Herr Kollege Valleix, sind wir 
beide vom Ansatz her wahrscheinlich ein klein 


wenig anderer Meinung. Ich meine die Wirksamkeit 
der EUROGROUP, soweit es den militärischen Teil 
betrifft. Hier haben wir erfreulicherweise, anschei- 
nend mit Erfolg, eine Fülle von bilateralen Pro- 
grammen in Europa laufen. Ich denke daran, daß 
morgen in Istres der offizielle Erstflug des Alpha- 
Jet stattfinden wird. Dieses französisch-deutsche 
Gemeinschaftsprogramm verspricht ein guter Erfolg 
zu werden. Ähnlich gut möchte ich die Vorausset- 
zungen für das deutsch-britische Gemeinschafts- 
programm MRCA bewerten. Aber wie gut wären 
wir alle miteinander in Europa dran, wenn dies 
nicht bilaterale Programme wären, sondern wenn 
wir hier Programme für ganz Europa anbieten könn- 
ten! Dann erst würden die Stückzahlen zustande 
kommen, die es uns ermöglichen würden, entspre- 
chend preiswürdige Systeme auch in die Streitkräfte 
einzuführen. Deswegen würde ich unsere französi- 
schen Kollegen noch einmal bitten, zu prüfen, ob sie 
nicht in irgendeiner Form der Überlegung zugäng- 
lich werden könnten, im militärischen Bereich in der 
EUROGROUP mitzuarbeiten, damit dieses große 
Ziel im Bereich der militärischen Luftfahrt in Europa, 
das Ziel der Einigung über gemeinsame Systeme, 
möglichst früh erreicht werden kann. 

Bei Ihnen, lieber Kollege Valleix, möchte ich mich 
dafür bedanken, daß Sie mit dieser Innervation der 
europäischen Luftfahrtindustrie sicher ein Stück Weg 
bereitet haben. 


Tagesordnungspunkt : 

Ansprache des britischen Parlamentarischen 
Staatssekretärs für Luft- und Raumfahrt und 
Schiffahrt, C. Onslow 


Tagesordnungspunkt : 

Ansprache des Bundesministers der 
Verteidigung der Bundesrepublik Deutschland, 
Georg Leber 

Bundesminister Leber: Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich möchte mich zunächst sehr 
herzlich bedanken für die hohe Ehre, die Sie mir da- 
durch erweisen, daß Sie mich eingeladen haben, 
heute hier ein paar Gedanken auszubreiten. Ich bin 
insbesondere auch dafür dankbar, daß Sie mir Ge- 
legenheit geben, im Rahmen der großen Fragen, 
vor denen wir stehen, zu dem speziellen Thema „Die 
europäische Sicherheitslage und die Beziehungen 
zu den Vereinigten Staaten" zu sprechen. 

Für die Sicherheit Europas ist die positive Gestal- 
tung der europäischen Beziehungen zu den Ver- 
einigten Staaten und Kanada, den transatlantischen 
Bündnispartnern, lebensnotwendig. Für die Welt- 
machtstellung der Vereinigten Staaten ist ein freies 
Westeuropa, das weder in Teilen noch in seiner 
Gesamtheit nachhaltigen Pressionen der sowjeti- 
schen Weltmacht ausgesetzt ist, lebensnotwendig. 
Diese Gemeinsamkeit in existentiellen Fragen ist 
die Grundlage des Nordatlantischen Bündnisses. Sie 
wird durch eine Vielzahl von Ereignissen und Bemü- 
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hungen um Neuorientierung hier und da immer 
wieder in Zweifel gezogen. Es wäre gut, wenn es 
möglich wäre, diese Zweifel auszuräumen. 

Ein Bündnis, das nur aus Gewohnheit fortgeführt 
würde, würde seine Kraft und damit auch seine 
Glaubwürdigkeit verlieren. Vieles, was lange Zeit 
hindurch für unabänderlich und unveränderlich galt, 
ist in unserer Zeit in Bewegung geraten. Kein ande- 
rer als der gegenwärtige amerikanische Außenmini- 
ster, Henry Kissinger, hat dies in außenpolitischen 
Erklärungen während der vergangenen drei Jahre 
hervorgehoben. 

Die Außenpolitik der Vereinigten Staaten von 
Amerika hat dies bestätigt ebenso wie der Um- 
stand, daß wir uns heute in einer ernsten Verhand- 
lung mit der Sowjetunion und anderen Mitgliedern 
des Warschauer Pakts über beiderseitige und ausge- 
wogene Verminderung von Truppen in Europa und 
über Zusammenarbeit und Sicherheit in Europa be- 
finden. Wir müssen aber auf der Hut sein, daß bei 
dieser Bewegung und bei dieser Veränderung die 
Fundamente tragfähig bleiben und daß sie in der 
Bewegung nicht vernachlässigt werden. 

Ich benutze diese Gelegenheit daher gern, hier 
vier Fragen aus der Sicht der Bundesregierung zu 
behandeln: 

1. Die Sicherheit Europas im globalen Kräftever- 
hältnis, 

2. Europa und die Sicherheitspolitik der Vereinig- 
ten Staaten, 

3. die Nordatlantische Allianz und die europäische 
Einigung, 

4. Europa und das Ost-West-Verhältnis. 

Erlauben Sie mir, daß ich mich zunächst der Frage 
der Sicherheit Europas im globalen Kräfteverhältnis 
zuwende. Ich nenne vier Aspekte des globalen 
Kräfteverhältnisses, die von unmittelbarer Bedeu- 
tung für uns sind. 

1. Die nukleare Parität zwischen den beiden Welt- 
mächten zwingt diese seit Milte der sechziger Jahre 
zu einem Ausgleich ihrer Interessen, ungeachtet fort- 
dauernder machtpolitischer und ideologischer Rivali- 
tät, um das nukleare Risiko zu verringern und Krisen 
mit Eskalationsautomatik möglichst auszuschließen. 
Das hat zu konkreten Vereinbarungen geführt: dem 
ersten Abkommen über die Begrenzung von Kern- 
waffen im Mai 1972 und dann dem Abkommen über 
die Verhütung von Atomkriegen im Juni 1973. 

2. Die Parität der beiden Weltmächte führt zu 
mehr Verantwortung der mittleren Mächte für das 
Gleichgewicht der Kräfte und für den Frieden. Dies 
ist eine Chance, aber sie löst auch Fragen aus. 

3. Die wachsende Interdependenz der Welt bringt 
es mit sich, daß Störungen durch Krisen oder dro- 
hende Konflikte auch nicht unmittelbar beteiligte 
Staaten in eine wachsende Abhängigkeit von einem 
wirksamen Krisenmanagement der dazu fähigen 
Staaten bringen. Dies gilt ganz besonders für die 
hochentwickelten Industriestaaten wie Japan oder 
die westeuropäischen Länder, deren Rohstoffbasis 
weltweit ist. Jede Krise führt sie in Schwierigkeiten, 


ohne daß diese Bedrohung verhindert werden 
könnte. 

4. Die Neigung industrieller Leistungsgesell- 
schaften, die an sich für die militärische Sicherung 
der eigenen Existenz erforderlichen Summen einzu- 
sparen, wird in Zeiten der relativen Entspannung 
im Ost-West-Verhältnis noch gefördert. Dies birgt 
die Gefahr in sich, daß die zur Friedenserhaltung 
vorhandenen militärischen Mittel nicht mehr für die 
Sicherheit, für das Kräftegleichgewicht, damit aber 
auch nicht als Basis für den Fortgang der’ politischen 
Verhandlungen über das Kräftegleichgewicht auf 
einem niedrigeren Niveau der Streitkräfte ausrei- 
chen. 

Damit wird das eigentliche Ziel der Entspannungs- 
bemühungen, eben die stabile Sicherheit, mit einem 
großen Risiko versehen. Das würde die mittleren 
Staaten in größere Abhängigkeit von den Weltmäch- 
ten bringen. In Europa könnte das zu einem wach- 
senden Einfluß der Sowjetunion führen. Das schließt 
die Gefahr einer Minderung des amerikanischen 
Engagements zum Schutze Westeuropas mit ein. 

Mein zweiter Punkt: Europa und die Sicherheits- 
politik der Vereinigten Staaten. Westeuropa nimmt 
einen wichtigen Platz in der amerikanischen Sicher- 
heitspolitik ein. Die Erläuterungen der amerikani- 
schen Regierung lassen daran keinen Zweifel auf- 
kommen. Gleichwohl haben verschiedene Entwick- 
lungen die Frage aufgeworfen, ob diese Identität der 
Interessen bestehenbleiben wird und ob die Politik 
der Regierung eine ausreichende innenpolitische Ab- 
sicherung behalten wird. Schließlich erstrecken sich 
die amerikanischen Interessen nicht nur über den 
Atlantik, sondern auch über den Pazifik. 

Zum anderen: Nirgends auf der Welt sind die Ver- 
einigten Staaten so unmittelbar mit der sowjetischen 
Präsenz und ihren Machtinteressen konfrontiert wie 
in Zentraleuropa an der Grenze, die mitten durch 
Deutschland geht. Dies ist der Grund gewesen, der 
die Vereinigten Staaten 1949, vor fast einem 
Vierteljahrhundert, zu einem Engagement in der 
Nordatlantischen Organisation genötigt hat, so wie 
es die USA sonst in ihrer Geschichte bis dahin 
immer vermieden haben. 

Die substantielle amerikanische Truppenpräsenz 

in Westeuropa dient als Gegengewicht zum Poten- 
tial der sowjetischen Weltmacht im euroasiatischen 
Randgebiet, zum Schutz für die Gestaltung der euro- 
päischen Zukunft, aber auch einer stabilen Sicher- 
heitsstruktur im ureigensten amerikanischen Sicher- 
heitsinteresse selber. Dies wird in den Vereinigten 
Staaten, aber auch in Europa häufig übersehen, 
manchmal auch im Zeichen der Entspannungspolitik. 

In Wahrheit verkehrt diese Sicht die Verhältnisse. 
Die Entscheidung Washingtons zur Stationierung 
amerikanischer Truppen in Europa wäre nicht halt- 
bar, wenn sie nur eine Großzügigkeit der Vereinig- 
ten Staaten gegenüber ihren europäischen Verbün- 
deten wäre. Sie ist eine politische Entscheidung er- 
sten Ranges durch die LISA, die dem eigenen ameri- 
kanischen Sicherheitsinteresse entspricht. Aber sie 
entspricht auch, ja in mancher Beziehung noch stär- 
ker, den Sicherheitsbedürfnissen der europäischen 
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Partner. Beide Interessen müssen berücksiciitigt 
werden, wenn wir in den nächsten Monaten daran 
gehen, die Ziele des Bündnisses nach 25 Jahren funk- 
tionierender politischer Zusammenarbeit neu zu defi- 
nieren und die Mittel zu ihrer Fortführung festzu- 
legen. 

Auf dieser Basis werden wir die Hoffnung haben 
können, die Interessen der Weltmacht USA und die 
der übrigen Bündnispartner in der Atlantischen 
Allianz auch in der Zukunft unter einem Hut zu be- 
halten. Politisch effiziente Partnerschaft kann sich 
nur bilden und bewahren, wenn wir eine ausgewo- 
gene Einschätzung der Interessen beider Seiten vor- 
nehmen. Dies bedeutet keinen Freischein für die 
Europäer, daß wir uns Bequemlichkeiten auf Kosten 
der Vereinigten Staaten leisten. 

Aber auch unsere amerikanischen Freunde dürfen 
umgekehrt nicht den Fehler machen, Aufgaben, die 
auf das Konto ihrer Rolle als Weltmacht und als 
westliche Führungsmacht gehören, den Westeuro- 
päern zuzurechnen und ihnen aufzuladen. Nur auf 
der Basis eines soliden Kräftegleichgewichts in 
Europa kann und wird es der Allianz gelingen, die 
gegenwärtige Sicherheitsstruktur in eine ausgewo- 
gene, am Grundsatz einer zu erstrebenden Parität 
orientierte Struktur auf einem niedrigeren Niveau 
der Streitkräfte zu verwandeln. Dies wird nur auf 
der Basis des Zusammenhalts zwischen Amerika und 
den westeuropäischen Verbündeten zu erreichen 
sein. 

Mein dritter Punkt; Die Allianz und die euro- 
päische Einigung. Die sicherheitspolitische Zusam- 
menarbeit der amerikanischen und der europäischen 
Bündnispartner in der Allianz ist nur ein Ausschnitt 
aus der Gesamtheit der Beziehungen zwischen Nord- 
amerika und Europa. Sie bilden ein enges Geflecht 
politischer, wirtschaftlicher, technologischer, kultu- 
reller und menschlicher Beziehungen, die durch 
historische Bindungen untermauert sind und die 
Basis für vergleichbare Interessen auf beiden Seiten 
des Atlantiks darstellen. 

Die politische Entwicklung in Westeuropa hat die 
frühe Hoffnung der fünfziger Jahre auf eine rasche 
politische Union Europas nicht erfüllt. Wohl ist es 
gelungen, ein wirtschaftlich zusammenwachsendes 
Europa zu schaffen. Doch die politische Einigung 
steht noch vor uns. Die Westeuropäer vermochten 
wohl, wirtschaftliche Leistungsfähigkeit so zu stei- 
gern, daß sie zu einem Konkurrenten der USA auf 
den Weltmärkten geworden sind; sie konnten aber 
eine entsprechende politische Gestaltungskraft bis- 
her nicht herausbilden. 

Es darf uns Europäer nicht verwundern, daß man 
in den Vereinigten Staaten aus dieser Entwicklung 
den Schluß gezogen hat, die Europäer wären gerne 
bereit, die Vorteile der wirtschaftlichen Zusammen- 
arbeit, die aus der Hilfe der Vereinigten Staaten er- 
wachsen ist, zu konsumieren, aber nicht die inzwi- 
schen notwendige Verantwortung für den gemein- 
samen Schutz angemessen mit den Vereinigten 
Staaten zu teilen. Ein Teil der Differenzen und ein 
Teil der Meinungsunterschiede zwischen den Part- 
nern diesseits und jenseits des Atlantiks geht 


eben auf diesen Ursprung zurück. Wenn wir die 
Neugestaltung der Beziehungen zwischen den 
Bündnispartnern anstreben, werden wir diesen Fak- 
tor berücksichtigen müssen. 

Eine wirkliche Partnerschaft innerhalb des Bünd- 
nisses wird erst dann entstehen, wenn die Europäer 
zu einer politischen Union zusammengefunden ha- 
ben, die gemeinsam mit den Vereinigten Staaten 
ihre Sicherheitsinteressen wahrnimmt und dann auch 
die Lasten gerecht unter sich aufteilt. 

Aus der Sicht meines Landes ergibt sich für die 
westeuropäischen Staaten daraus die Konsequenz, 
im Interesse unserer europäischen Sicherheit und 
für das gemeinsame Bündnis alle Anstrengungen 
auf die Verwirklichung der Europäischen Union zu 
richten. Nach dem Willen der Staats- und Regie- 
rungschefs der Europäischen Gemeinschaft soll diese 
Europäische Union bis zum Jahre 1980 verwirklicht 
werden. Wir können aber bis zu diesem Zeitpunkt 
nicht mit der Neugestaltung unserer Beziehungen 
im Bündnis warten. Es wird vielmehr unsere Auf- 
gabe sein müssen, mehr als bisher die europäische 
Zusammenarbeit innerhalb der Allianz zu fördern, 
unsere gemeinsamen Anstrengungen deutlicher und 
auch rationeller als bisher zusammenzufassen, um 
den Willen der Westeuropäer zu einem angemesse- 
nen Beitrag zur westlichen Sicherheit zu manifestie- 
ren und dabei gleichzeitig den Vereinigten Staaten 
ihre Präsenz in Europa zu erleichtern. 

Dies darf eine künftige europäische Einigung nicht 
präjudizieren. Unsere Zusammenarbeit muß so flexi- 
bel und pragmatisch erfolgen, daß sie sich ohne 
Schwierigkeiten in den Prozeß der europäischen 
Einigung einfügen läßt. Diesem Ziel hat die Arbeit 
der Westeuropäischen Union in der Vergangenheit 
ebenfalls immer gedient. Die Union ist immer dann 
im Sinne unserer gemeinsamen Sicherheitsinteressen 
aktiv geworden, wenn kritische Phasen in der euro- 
päischen Zusammenarbeit zu überwinden waren. 
Die Arbeit der Westeuropäischen Union ist immer 
davon ausgegangen, diese sicherheitspolitischen 
Aufgaben der europäischen Partner, soweit irgend 
möglich, innerhalb der NATO zu realisieren. 

Ausdruck dieser Politik war die Übergabe eines 
Großteils der Kompetenzen der Westeuropäischen 
Union an die NATO im Jahre 1955. Dies sollte 
nach meiner Auffassung auch in der Zukunft die 
Richtschnur sein. Wir Europäer zeigen damit, daß 
wir die Atlantische Allianz ungeachtet unserer poli- 
tischen Einigungsbestrebungen als Basis für unsere 
Sicherheit ansehen — heute so wie gestern und 
morgen so wie heute. 

Die Arbeit von zehn Bündnisstaaten in der Euro- 
päischen Gruppe der NATO seit dem Jahre 1969 
hat deutlich gemacht, daß es eine Reihe von Mög- 
lichkeiten und Notwendigkeiten für die euro- 
päischen Bündnispartner gibt, bei der Zusammen- 
fassung ihrer Verteidigungsanstrengungen stärker 
als in der Vergangenheit die Besonderheiten ihrer 
Situationen zu berücksichtigen. Dies ist kein Affront 
gegen die Vereinigten Staaten von Amerika und ist 
von diesen auch nicht so verstanden worden. Die 
Arbeit der Europäischen Gruppe ist eindeutig als 
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Unterstützung der Allianz gesehen worden. Die Er- 
gebnisse haben erwiesen, daß die Europäer in der 
Lage sind und daß sie willens sind, auf diesem 
Wege voranzukommen. 

Die Regierung, der ich anzugehören die Ehre 
habe, sieht in der EUROGROUP Ansätze für einen 
europäischen Pfeiler innerhalb der NATO, den wir 
nachhaltig unterstützen und auch künftig unterstüt- 
zen werden. Die pragmatische und flexible Art un- 
serer Kooperation ohne eine sonst notwendige Or- 
ganisation ermöglicht die unmittelbare Einfluß- 
nahme der verantwortlichen Minister auf die Ent- 
wicklung dieser Zusammenarbeit. 

Sie garantiert dabei auf der anderen Seite, daß 
die Arbeit der EUROGROUP nicht die politische 
Integration Europas hemmt. Ich glaube, daß wir so 
Erfahrungen für die Europäische Union sammeln 
können, die den Integrationsprozeß fördern und die 
Verknüpfung der Europäischen Union mit dem 
Atlantischen Bündnis erleichtern helfen. 

Mein vierter Punkt lautet; Europa und das Ost- 
West-Verhältnis. Im Verhältnis zwischen Ost und 
West ist Europa immer ein zentraler Punkt gewe- 
sen. Krieg in Europa würde vermutlich Weltkrieg 
bedeuten. Die Risiken des militärischen Konflikts 
unter Wahrung der Sicherheitsinteressen der Betei- 
ligten zu vermindern, hat daher nicht nur für Europa 
große Bedeutung. Dies wird sehr deutlich, wenn 
man die Entspannungsverhandlungen zwischen Ost 
und West auf allen Ebenen betrachtet. Ich meine 
damit sowohl die Gespräche der beiden Weltmächte 
über die Begrenzung der strategischen Waffen, de- 
ren zweite Phase zur Zeit in Genf abläuft, als auch 
die Konferenz über Sicherheit und Zusammenarbeit 
in Europa wie die Verhandlungen über beidersei- 
tige, ausgewogene Truppenreduzierungen in Wien. 

Wir begrüßen die Entscheidung der beiden Welt- 
mächte, nach den ersten Vereinbarungen, die sie 
1972 abgeschlossen haben, nun in weiteren Ver- 
handlungen eine qualitative und auch quantitative 
Begrenzung ihrer nuklearen Rüstungspotentiale zu 
versuchen und damit die Gefahr nuklearer Reaktio- 
nen zu verringern. Meine Regierung ist sich dabei 
durchaus der Problematik bewußt, die in diesen 
bilateralen Übereinkommen auch für uns Europäer 
liegen kann. 

Auf der anderen Seite haben wir Vertrauen zu 
unserem amerikanischen Verbündeten, die Sicher- 
heitsinteressen der europäischen Partner in ange- 
messener Weise, auch im Verhältnis zur Sowjet- 
union, zu berücksichtigen. Das ist letztlich auch bei 
dem Abkommen über Gewaltverzicht und zur Ver- 
hütung von Atomkriegen, wie es in diesem Jahr 
abgeschlossen worden ist, geschehen. 

Der Ausgang der Gespräche zwischen den beiden 
Weltmächten wird von großer Bedeutung für den 
Fortgang der Verhandlungen in Europa sein. Dabei 
kommt der Konferenz über Sicherheit und Zusam- 
menarbeit in Europa eine grundlegende Bedeutung 
für das Verhältnis zwischen Ost und West auf dem 
europäischen Kontinent zu. Es wird sich erweisen 
müssen, ob die Sowjetunion bereit ist, sich zu 
Grundprinzipien der Verständigung und der Zusam- 


menarbeit zu bekennen, die wir als Voraussetzung 
für eine friedliche Kooperation ansehen müssen. 

Dies allein wird jedoch nicht ausreichen. Wenn 
es nicht gelingt, politische Prinzipien für die Ver- 
handlungen der militärischen Probleme im Ost- 
West-Verhältnis mit in die Verhandlungsergebnisse 
einzuschließen, werden entscheidende Ursachen für 
die Spannung in Europa weiterbestehen. Das kann 
nicht im Interesse der Kräfte liegen, die einen sta- 
bilen Frieden in Europa und eine engere Zusam- 
menarbeit zwischen den europäischen Staaten in 
Ost und West befürworten. Ich halte es zwar für 
falsch, anzunehmen, daß die Spannungen zwischen 
Ost und West von den Rüstungen oder gar von 
den Soldaten ausgehen; sie sind vielmehr politi- 
scher Natur. Doch sehe ich in der Bereitschaft, auch 
die Streitkräfte in Vereinbarungen über politische 
Kooperationen einzubringen, ein hoffnungsvolles 
Signal, das eine Chance sein kann. 

In Wien geht es darum, ausgewogene Streit- 
kräftereduzierungen auf beiden Seiten auszuhan- 
deln, um die politische und die militärische Stabilität 
in Mitteleuropa zu erhöhen. So könnten nach unse- 
ren Vorstellungen eine für alle gleich verläßliche 
und eine stabile Sicherheitsstruktur auf einem nied- 
rigeren Niveau der Streitkräfte realisiert werden. 
Dieses Ziel von MBFR- Verhandlungen, das ich da- 
mit grob skizziert habe, gehört wohl zu dem Kom- 
pliziertesten, was wir in der Nachkriegszeit zwi- 
schen Ost und West überhaupt erleben und wohl 
auch zu dem Kompliziertesten, was zwischen Ost 
und West zu verhandeln ist. Niemand wird deshalb 
erwarten können, daß gute Ergebnisse innerhalb 
einer kurzen Zeit erzielt werden können. Ermuti- 
gend ist in meinen Augen, daß es nach den vorbe- 
reitenden Verhandlungen überhaupt zu einer Kon- 
ferenz gekommen ist, an der sich die beiden Welt- 
mächte beteiligen. 

Für unsere Situation gilt es im Auge zu behalten, 
daß das Kräfteverhältnis in Europa nur dann aus- 
gewogen bleiben kann, wenn die Vereinigten Staa- 
ten in Mitteleuropa mit Truppen präsent bleiben 
und wenn die Europäer weiter unter ihrem nuklea- 
ren Schutz bleiben können. Verhandlungsergebnisse 
müssen diesem Ungleichgewicht Rechnung tragen. 
Das macht es zur Selbstverständlichkeit, daß auch 
nach MBFR- Verhandlungen die beiden Bündnisse 
weiterbestehen müssen. Die Partner unseres Bünd- 
nisses sind sich einig, daß das Endziel der Verhand- 
lungen ein Gleichstand der Landstreitkräfte der 
NATO und des Warschauer Paktes sein sollte. 

Es gehört zu unserem Verhandlungskonzept — 
und dies halten wir für sehr wesentlich, um die 
politische Wirkung von Reduzierungen sicherzustel- 
len — , daß stabilisierende Maßnahmen und gewisse 
Verifikationen vereinbart werden. Es ist wahrschein- 
lich ein langer und wahrscheinlich ein weiter Weg, 
auf den wir uns mit diesen Verhandlungen begeben 
haben. Niemand kann heute vorher sagen, auf 
welche Weise Vereinbarungen erzielt werden, und 
niemand kann heute vorher sagen, ob sich die 
Konferenzteilnehmer letzten Endes überhaupt auf 
ein Ergebnis einigen werden. Wenn man mit solcher 
Vorsicht an die Verhandlungen herangeht, wird 
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man ihnen vermutlich am ehesten gerecht. Dies darf 
uns aber nicht hindern, geduldig Bein vor Bein und 
Fuß vor Fuß zu setzen, um die Gangbarkeit dieses 
Weges zu prüfen und uns auf das Ziel „mehr Sicher- 
heit" mit geringerem Aufwand zuzubewegen. 

Die politische Ehrlichkeit gebietet es, im Zusam- 
menhang mit diesen Konferenzen auch über die 
Gefahren für die Sicherheit Europas zu sprechen. 
Europa wird nur dann hoffen können, frei von poli- 
tischen Pressionen leben zu können, wenn es von 
der Notwendigkeit des Bündnisses auch in der Zu- 
kunft überzeugt bleibt. Wir sind uns darüber klar, 
daß die Verhandlungen für ein entspannteres Ver- 
hältnis zwischen Ost und West auch Risiken ein- 
schließen. Eines dieser Risiken ist, daß der Wunsch 
der Menschen nach Frieden und Entspannung beim 
ersten Anzeichen von Verhandlungsbereitschaft in 
den Völkern schon als eine Realität genommen wird. 
Es besteht die Gefahr, daß dies unsere Regierun- 
gen politisch beeinträchtigt, das zur Erhaltung des 
Kräftegleichgewichts Notwendige auch in der Zu- 
kunft zu tun. Wir müssen davon ausgehen, daß 
Wunschvorstellungen noch zu keiner Zeit gute poli- 
tische Ratgeber gewesen sind, daß es schlecht wäre, 
zur Unzeit aus Verhandlungen, die erst in Gang 
kommen, Schlußfolgerungen zu ziehen. 

Wir dürfen nicht verschweigen, daß auf sowjeti- 
scher Seite parallel zu der auch dort erklärten Be- 
reitschaft zu Verhandlungen und zur Zusammen- 
arbeit ein erheblicher Rüstungszuwachs zu verzeich- 
nen ist. Welche Ursachen auch immer dieser sowje- 
tischen Politik, die sich in den Bündnisstaaten wie- 
derholt, zugrunde liegen mag: sie bringen natürlich 
eine weitere und eine besondere Komplikation in 
die Verhandlungen. 

Wir sind es unserer politischen Verantwortung, 
die wir zu Hause in unseren Ländern für die Sicher- 
heit tragen, schuldig, daß wir uns nicht von den 
Wunschvorstellungen mancher Bürger in unseren 
Ländern beeinflussen lassen, sondern dafür eintre- 
ten, daß wir während der Verhandlungen in jedem 
europäischen Land vor Aufweichungsprozessen zu 
Hause verschont bleiben. Dies ist eine der wichtigen 
Voraussetzungen, unter denen wir überhaupt die 
Verhandlungen mit einem Erfolg verbinden können. 

Für die Sowjetunion wäre ein Westeuropa ohne 
amerikanischen Schutz und mit einer verringerten 
eigenen Verteidigungsfähigkeit ein politisches Fe- 
dergewicht. Es ist denkbar, daß wir Gegenstand 
politischer Pressionen sein würden, die, ohne daß 
es zu militärischen Interventionen kommen müßte, 
uns in eine schwierige, vielleicht in eine verzwei- 
felte Lage bringen würden. 

Mit anderen Worten: Ohne die Aufrechterhaltung 
der für das Kräftegleichgewicht notwendigen Stärke 
wird es nicht zu einer unseren Interessen entspre- 
chenden Lösung bei den Sicherheitsverhandlungen 
kommen. Europa ist unmittelbar in die Beziehungen 
und in die Spannungen der Weltmächte einbezogen. 
Wir können uns daraus nicht fortstehlen, auch wenn 
das bequemer und manchmal einfacher wäre. Es ge- 
hört zu den Verantwortungen Europas in der Welt- 
politik, daß wir diese Aufgabe auf uns nehmen und 


I uns nicht von Versprechungen oder von einem trü- 
gerischen Schein täuschen lassen. Das bedeutet eine 
schwere Bürde für jeden einzelnen von uns, doch 
i wir werden sie tragen müssen, wenn wir unserem 
Mandat, das sich auch auf diese Verhandlungen be- 
ziehen muß, gerecht werden wollen. 

j Ich möchte meine Ausführungen wie folgt zusam- 
: menfassen. 

I Erstens: Westeuropa ist Bestandteil des globalen 
: Kräfteverhältnisses. Westeuropa wird von Wand- 
I lungen der Beziehungen zwischen den Weltmächten 
I unmittelbar berührt. 

Zweitens: Die Vereinigten Staaten und West- 
: europa sind und bleiben aufeinander angewiesen, 
j Dies gilt in erster Linie für die Sicherheit der Part- 
ner, dies hat hat aber auch Auswirkungen auf an- 
dere Bereiche der Politik. 

Drittens: Westeuropa kann seine eigenen Ziele, 
seine Unabhängigkeit von fremdem Willen und 
seine freie Entfaltung der gesellschaftlichen Kräfte 
sowie die politische Einigung nur im Bündnis mit 
I den Vereinigten Staaten verwirklichen. Ungeachtet 
j aller aktuellen Probleme müssen wir an der Uber- 
I Zeugung festhalten, daß Westeuropa sich nicht ge- 
gen, sondern nur gestützt auf das Bündnis mit den 
Vereinigten Staaten von Amerika einigen kann. 

Viertens: Die Einbeziehung Westeuropas in den 
nuklearstrategischen Schirm durch die Vereinigten 
Staaten bleibt für die USA solange zwingend, wie 
Nordamerika ein Eigeninteresse an einer stabilen 
europäischen Friedensordnung hat. 

Fünftens: Ost- West- Verhandlungen über sicher- 
heitspolitisch relevante Fragen, sei es auf nuklear- 
strategischem Gebiet oder auf konventionellem Ge- 
biet, tragen dazu bei, die Sicherheitsrisiken bei fort- 
bestehender Rivalität zwischen Ost und West ein- 
zuengen. Ost-West-Vereinbarungen im Sinne einer 
Normalisierung der Beziehungen sind auf das 
gleiche Ziel gerichtet. Beide Bemühungen setzen 
eine intakte westliche politische und militärische 
Allianz voraus. 

Sechstens: Die politische Einigung Westeuropas 

ist Ziel der Politik der meisten europäischen Bünd- 
nispartner. Die Verteidigung wird nicht zu spät 
darin eingeschlossen werden müssen, damit die 
Union als ein politisch kräftiger Pfeiler im west- 
lichen Bündnis mit den Vereinigten Staaten entsteht. 
Keinesfalls aber könnte sie die Präsenz der Ver- 
einigten Staaten in Europa und die Abschreckungs- 
funktion des nuklear-strategischen Potentials der 
Vereinigten Staaten aus eigener Kraft ersetzen. Die 
politische Einigung in Konfrontation mit den USA 
wäre aus Gründen der Sicherheit ein höchst gefähr- 
licher Kurs der europäischen Außenpolitik. 

Siebtens; Die Entwicklungen im westlichen Bünd- 
nis zwingen die europäischen Partner, den bestehen- 
den Parallelismus ihrer Verteidigungsanstrengun- 
gen im Rahmen des Bündnisses schrittweise zu be- 
seitigen. Kostensparende Kooperationssysteme müs- 
sen ihn ersetzen. Harmonisierung der operativen 
Doktrinen, gemeinsame Entwicklung, gemeinsame 
Beschaffung, Versorgung und gemeinsame Wartung 
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des Rüstungsgeräts, gemeinsame Ausbildungssy- 
steme und nicht zuletzt gemeinsame Aufteilung der 
militärischen Funktionen, die, aufs Ganze betrachtet, 
erfüllt werden müssen, sind das Handwerkszeug da- 
zu. 

Achtens: Die europäische Kooperation innerhalb 
des Bündnisses erhöht die militärische und wohl 
auch militärpolitische Wirksamkeit der europäischen 
Verteidigungsanstrengungen und erleichtert damit 
die Fortführung der amerikanischen Truppenpräsenz 
in Europa. Es ist richtig, daß die Vereinigten Staa- 
ten ein strategisches Interesse an Westeuropa ha- 
ben. Wenn sie dies aber nicht wahrnehmen sollten, 
treten unterschiedliche Folgen für die Vereinigten 
Staaten und für Europa ein. Amerika könnte ver- 
sucht sein, das Gleichgewicht gegenüber der Sowjet- 
union auf andere Weise wiederherzustellen. West- 
europa würde in seiner Gesamtheit den Druck der 
europäisch-asiatischen Sowjetunion zu spüren be- 
kommen, ohne ein ausreichendes Gegengewicht aus 
eigener Kraft herstellen zu können. 

Neuntens: In den nächsten Jahren steht für die 
Allianzpartner viel, vermutlich sehr viel auf dem 
Spiel. Unsere Entscheidungen müssen an unseren 
großen, unsere politische Existenz berührenden Zie- 
len orientiert sein und dürfen sich nicht durch 
Tagesereignisse verschütten lassen. Wir werden 
mehr als in der Vergangenheit lernen müssen, die 
kleinen Schritte, die wir tun, gerade auch an den 
großen Zielen, die die Zukunft eröffnen kann, zu 
orientieren. Kleinmut und Furcht sind schlechte Lot- 
sen für den Kurs in die Zukunft, der mit amerikani- 
scher Rückendeckung zu einem hoffentlich bald ge- 
einten, politisch geeinten Europa führen soll. 

Herr Präsident, ich danke Ihnen sehr. 

Sieglerschmidt (SPD): Ich möchte gern Herrn 
Minister Leber eine Frage stellen, die ich gestern 
eigentlich auch Herrn Minister Jobert stellen wollte, 
wozu ich aber nicht mehr gekommen bin, weil meine 
Wortmeldung leider nicht rechtzeitig wahrgenom- 
men wurde. Nun bin ich dafür heute der erste. 

Herr Minister, es fällt mir schwer. Ihnen meine 
besondere Hochachtung und meine Glückwünsche 
für diese Rede auszusprechen, weil es ja unsere 
gemeinsame Überzeugung von der Verteidigungs- 
politik ist, die Sie hier in so ausgezeichneter Weise 
dargelegt haben. 

Ich möchte aber eines gern vorweg sagen. Es war 
für den Hörer der Rede des Außenministers der 
französischen Republik, Herrn Jobert, gestern und 
Ihrer Rede heute außerordentlich reizvoll, die ge- 
meinsamen und die unterschiedlichen Akzente wahr- 
zunehmen. 

Ich möchte mich in meiner Frage auf einen Kern- 
punkt beziehen. Sie haben mehrfach von dem ge- 
sprochen, was Sie die gemeinsamen Anstrengungen 
auf dem Gebiet der Verteidigung genannt haben, 
die eine deutlichere und rationellere Zusammenfas- 
sung der Kräfte bringen müßten. Dabei haben Sie 
auch die Ausdrücke „flexibel" und „pragmatisch" 
verwendet. 


Nun hat Herr Minister Jobert gestern in diesem 
Zusammenhang besonders die Rolle der Westeuropä- 
ischen Union hervorgehoben. Er hat das etwa so zu- 
sammengefaßt — er hat noch mehr dazu gesagt — , 
daß die Westeuropäische Union eine nützliche 
Einrichtung für die Bemühungen um einen Dialog 
und ein Nachdenken über diese Fragen der euro- 
päischen Verteidigung darstellen könnte. Sie, Herr 
Minister, haben in Ihren Ausführungen besonders 
die Nützlichkeit der EUROGROUP hervorgehoben. 

Ich würde nun gern von Ihnen wissen, wie Sie 
die Rolle der WEU einerseits und die Rolle der 
EUROGROUP andererseits sehen oder aber, wie Sie 
als drittes eine Zusammenfassung, um es einmal 
theoretisch zu sagen, wie man sich das auch immer 
vorstellen mag, bei einer rationelleren, verstärkten, 
verbesserten europäischen Zusammenarbeit auf dem 
Gebiete der Verteidigung beurteilen würden. Ich 
brauche Ihnen hier nicht zu sagen, daß das Haupt- 
problem eben darin liegt, daß Frankreich in der 
EUROGROUP nicht mitarbeitet, aber in der West- 
europäische Union mitarbeitet und ihr jetzt neue 
Bedeutung zumißt; von daher diese Initiative, die 
Herr Minister Jobert gestern angekündigt hat. 

Bundesminister Leber: Herr Kollege, die Zusam- 
menarbeit mit der Westeuropäischen Union ist na- 
türlich nützlich. Hier kann ich voll unterstreichen, 
was Minister Jobert gestern gesagt hat. Wenn Sie 
fragen, wie beides am besten oder am ehesten mit- 
einander verklammert werden könnte, würde ich 
sagen: Dies ist für die Länder am einfachsten, die 
in beiden Einrichtungen mitarbeiten, sowohl in der 
Westeuropäischen Union wie auch in der EURO- 
GROUP. 

Ich möchte aber noch einmal hervorheben, daß 
wir der spezifischen Zusammenarbeit in der EURO- 
GROUP den Vorzug auf vielen Gebieten geben, 
ganz einfach weil die EUROGROUP eine lose Ar- 
beitsgemeinschaft von Mitgliedern des Bündnisses 
ist, die in ihrer Art, wie sie sich institutionell zu- 
sammengefunden hat, immer auch den Kontakt und 
die Zusammenarbeit mit den Bündnispartnern auf 
der anderen Seite des Atlantik hat. Wegen dieser 
engen Verzahnung und weil dadurch die Gefahr 
vermieden wird, daß wir uns im Bündnis auseinan- 
derleben könnten, ziehen wir diese Zusammenarbeit 
in der EUROGROUP auf einer Reihe von Gebieten 
vor. 

Natürlich wissen wir, daß es in Frankreich Ideen 
gibt, Fragen der Rüstungszusammenarbeit im be- 
sonderen in der Westeuropäischen Union zu betrach- 
ten. Dies muß unter den Paitnern des Bündnisses 
geklärt sein. In der EUROGROUP beginnen wir da- 
mit nicht, sondern wir sind mitten im Gange. Wir 
arbeiten an gemeinsamen Konzepten, wollen nach 
Möglichkeit zu einheitlicheren Beschaffungen als ge- 
genwärtig kommen und versuchen sogar, den viel- 
fältigen Aufwand — der in Wirklichkeit Unproduk- 
tivität ist — auf dem Gebiet des Trainings, der Dis- 
lozierung, des Bildungswesens zu vereinheitlichen. 
Ich würde meinen, daß bei allen Ansätzen, die wir 
in der EUROGROUP bis jetzt gefunden haben, auch 
wenn längst nicht alle Probleme gelöst sind und vie- 
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les noch auf unserem Wege liegt, die Chancen, die 
sich hier bieten, doch so ausgeprägt sind, daß wir 
dort fortfahren sollten. 

Der Abgeordnete Radius fragt, ob angesichts der 
Übertragung der Zuständigkeiten der WEU an die 
NATO die Verteidigung außerhalb einer zukünfti- 
gen europäischen Union bleiben müsse. 

Bnndesminister Leber; Natürlich wird sich die 
Westeuropäische Union auch künftig mit Verteidi- 
gungsfragen befassen und befassen wollen. Hier 
geht es nicht darum, etwas von einer Organisation 
in die andere zu übertragen, sondern die euro- 
päische Gruppe der NATO hat eine Zusammenarbeit 
neu aufgenommen, nachdem Großbritannien 1969 
einen entsprechenden Vorschlag gemacht hatte, der 
bis jetzt unter allen Bemühungen, die auch woan- 
ders angestellt worden sind, in der praktischen Zu- 
sammenarbeit der Verteidigungsminister die besten 
Ergebnisse gebracht hat. Es geht also nicht darum, 
etwas von einer Organisation in die andere zu trans- 
ferieren, sondern es geht für mich darum, in der Or- 
ganisation, in der wir zu am meisten fruchtbringen- 
den Ergebnissen gekommen sind, mit genügendem 
Elan fortzufahren, wobei wir uns natürlich auf das 
müssen gründen können, was in der Westeuro- 
päischen Union in diese Überlegungen mit einge- 
bracht wird. Aber der spezifische Tisch, der bis jetzt 
am meisten gebracht hat, ist eben die EUROGROUP 
mit ihrer Zusammenarbeit. Das läßt sich nicht be- 
streiten. 

Richter (SPD): Herr Minister, dieses Haus hat 
gestern das Verhältnis Europa/USA ausführlich dis- 
kutiert. Ich war außerordentlich erfreut, daß Sie 
diese Ausführungen heute noch so abrunden konn- 
ten. Sie haben eine Fülle von Fragen angeschnitten. 
Vielleicht erlauben Sie mir, daß ich einen weiteren 
Punkt berühre, der in diesen Tagen in der Presse 
ein klein wenig trouble macht. Ich meine den Devi- 
senausgleich. Wir sind diesen Devisenausgleich seit 
1961 gewohnt. Derartige Abkommen waren immer 
wieder möglich. Ich habe nun der Presse entneh- 
men können, daß diesmal die amerikanischen For- 
derungen ganz besonders hoch sind. Darf ich Sie 
fragen, ob Sie bei den Verhandlungen einen Licht- 
streif am Horizont sehen? 

Die zweite Frage, die ich mir zu stellen erlaube, 
betrifft MBFR. In einem Teil der heutigen Zeitun- 
gen fand ich eine gezielte Indiskretion — wahr- 
scheinlich in Brüssel in Umlauf gesetzt — vom ge- 
strigen Tage. Darin wurde etwa dargestellt, die 
Sowjetunion sei bereit, Reduzierungen auf eine 
Stärke von beiderseitig etwa 700 000 Mann zu ak- 
zeptieren; sie sei auch bereit, die Waffensysteme in 
beiden Lagern mit in die Diskussion einzubeziehen. 
Dies könnte — das wäre optimal - — auch eine Be- 
reitschaft bedeuten, wenn all das so stimmte, über 
die hohen Panzerzahlen im Warschauer Block zu 
sprechen. 

Schließlich haben wir heute morgen hier eine 
Debatte zur Situation der Luftfahrtindustrie geführt. 
In der Diskussion dazu habe ich die Wirksamkeit 


der EUROGROUP, soweit es die Luftrüstung be- 
trifft, ebenfalls dargestellt. Uns liegt in der deut- 
schen Wochenzeitung „Der Spiegel" ein Bericht von 
General Steinhoff vor. Herr Steinhoff versucht eine 
erste Analyse des Nahostgeschehens und geht dabei 
auch auf eine mögliche zukünftige Luftrüstung ein. 
Meine Frage zielt jetzt auf die beiden großen Ge- 
meinschaftsprogramme, an denen Ihr Haus betei- 
liegt ist, auf das deutsch-französische Gemeinschafts- 
programm X Alpha-Jet und das deutsch-britisch- 
italienische Gemeinschaftsprogramm MRCA. Wie 
sehen Sie den Lauf dieser Projekte, und glauben Sie, 
daß die Notwendigkeit des Fortfahrens in diesem 
Bereich gegeben ist? 

Bundesminister Leber: Herr Präsident, ich bin 
nach meinem Urteil über den Devisenausgleich ge- 
fragt worden. Dies sind bilaterale Verhandlungen, 
die zwischen den Vereinigten Staaten und der Bun- 
desrepublik geführt werden. Es ist im Augenblick zu 
früh, eine Vermutung zu äußern, wann und auf wel- 
cher Basis sich beide Regierungen verständigen 
können. Wenn Sie mich fragen, Herr Abgeordneter, 
ob ich einen Lichtblick sehe, sage ich ja. Das heißt, 
ich habe die Hoffnung, daß wir uns auf einer Basis 
verständigen, die für beide tragbar und vertretbar 
ist. 

Zu Ihrer nächsten Frage betreffend Pressever- 
öffentlichungen über die MBFR- Verhandlungen: Ich 
habe ebenfalls davon gehört, daß das heute orakelt 
worden ist. Ich kann mir nicht vorstellen, daß die 
Sowjetunion im gegenwärtigen Stadium einen Vor- 
schlag gemacht haben kann, die Truppenstärke auf 
beiden Seiten auf 700 000 Mann zu reduzieren. Dies 
wäre der perfekteste und schnellste Verhandlungs- 
verlauf, den sich überhaupt jemand vorstellen 
könnte. Das, was die Sowjetunion bis jetzt in Wien 
an eigenen Vorstellungen auf den Tisch gebracht hat, 
ist meiner Auffassung nach noch sehr weit von dem 
entfernt, was wir im Bündnis als Parallelität bezeich- 
nen. Ich kann mir nichts anderes vorstellen, als daß 
es sich hier um Falschmeldungen handelt. 

Mit Ihrer dritten Frage haben Sie das Thema Luft- 
rüstung angesprochen. Ich habe mit großem Inter- 
esse, Herr Präsident, den letzten Teil der Debatte 
Ihrer Versammlung mit angehört, bevor ich von 
Ihnen das Wort bekam. Ich hoffe, es ist erlaubt, in 
Anlehnung an die Frage dazu eine persönliche Be- 
merkung zu machen. 

Ich bin fest überzeugt davon, daß sich die euro- 
päischen Länder schwertun werden, in den nächsten 
Jahren Luftfahrzeugindustrien, die auf einer guten 
ökonomischen Basis stehen, immer voll zu beschäf- 
tigen, sie am Leben zu erhalten und dabei nationale 
Unproduktivität zu vermeiden. Ich war als Verkehrs- 
minister immer dafür, daß sich die nationalen Re- 
gierungen aufraffen und einen entscheidenden 
Schritt tun, nämlich einen gemeinsamen europä- 
ischen Markt für den Absatz von Flugzeugen zu 
schaffen. Ich weiß, wieviel Schwierigkeiten auf dem 
Weg liegen, angefangen von dem hohen Symbol- 
wert der nationalen Flaggen, die die Flugzeuge über 
die Weltmeere führen, bis hin zu vielen ökono- 
mischen Überlegungen im Detail. Ich bin aber fest 
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überzeugt davon, daß Europa erst dann, wenn 
Europa es fertiggebracht hat, einen nationalen 
Markt zu schaffen, auf dem man auch so viele Flug- 
zeuge verkaufen kann, daß man auf diesem eigenen 
europäischen Markt die Entwicklungskosten wieder 
hereinbringt, mit seinen Flugzeugen auch im welt- 
weiten Maßstab den festen Boden unter die Füße 
bekommen wird, den es meiner Auffassung nach 
nötig hat. Hinter den europäischen Markt, hinter 
die europäische Luftfahrtgesellschaft wäre dann der 
Versuch zu setzen, die europäische Luftfahrtindustrie 
neu zu organisieren. Ich weiß von vielen Gesprä- 
chen mit europäischen Luftfahrtindustriellen, daß 
fast überall dort Bereitschaft zum Gespräch ist. Was 
wir bis jetzt haben, im zivilen oder im militärischen 
Bereich, sind meistens bilaterale oder trilaterale, 
wenn es hochkomnit, auch einmal vierlaterale Ent- 
wicklungen. Es gibt kein Flugzeug, das auf der Basis 
der Länder, die sich in der Westeuropäischen Union 
zusammengefunden haben, oder auf der Basis der 
EUROGROUP in der NATO multilateral entwickelt 
worden ist. Dies gilt für den Alpha-Jet, dies gilt 
für MRCA, dies gilt für andere Ideen, die es sonst 
noch gibt. Voraussetzung für solche Entwicklungen 
im gesamteuropäischen Bereich ist meiner Auffassung 
nach, daß vorher Schritte in politischer wie auch 
in ökonomischer Richtung aufeinander zu gegangen 
werden. Bis dahin müssen wir uns bilateral oder 
trilateral auf diesem Wege aushelfen. 

Der Abgeordnete Wall fragt, in welchem Made 
Deutschland angesichts der Abhängigkeit Europas 
von Rohstoffen und Handelsbeziehungen bereit sei, 
bei der Verteidigung der lebensnotwendigen See- 
wege mitzuwirken. — Ferner möchte er die Ansicht 
des Ministers zu kritischen Pressestimmen erfahren, 
denen zufolge demokratische Reformen in der Bun- 
deswehr ein Ausmaß angenommen hätten, das viel- 
leicht schon die Verantwortung der Offiziere und die 
Disziplin der Soldaten untergrabe. 

Bundesminister Leber: Die eiste Frage möchte 
ich so beantworten. Die Bundesrepublik ist keine 
Seemacht, und sie unterhält nur relativ bescheidene 
maritime Kräfte. Unsere Aufgabe — so, wie sie im 
Rahmen der Aufgabenteilung auch im Bündnis vor- 
gesehen ist — besteht zuerst darin, unseren Beitrag 
zu leisten, daß die Ostsee gesichert ist, die See, die 
Ostseezugänge und die Küsten der Bündnisländer 
an der Ostsee. 

Wir haben darüber hinaus nur relativ schwächere 
maritime Kräfte, die nicht mehr als eine assistierende 
Funktion im Rahmen der Seestreitkräfte des Bünd- 
nisses wahrnehmen können. Die Bundesrepublik 
kann sich, nachdem der Schwerpunkt ihrer Verpflich- 
tungen vor allen Dingen in der Sicherung des festen 
Landes liegt, auch wirtschaftlich-ökonomisch nicht 
dazu verstehen, ihre maritimen Kräfte auszubauen. 

Ihre nächste Frage nach dem Demokratisierungs- 
prozeß in der deutschen Armee möchte ich folgender- 
maßen beantworten. Eine demokratische Armee gibt 
es nicht. Es gibt wohl eine Armee in der Demo- 
kratie. Wir haben nie daran gedacht, Befehl und Ge- 
horsam, ohne die eine Armee, wenn sie etwas wert 


sein soll, nicht auskommen kann, und die Disziplin 
etwa durch Abstimmungen oder demokratische Pro- 
zesse zu ersetzen. 

Das, was wir getan haben, ist: das Verhältnis zwi- 
schen dem Vorgesetzten und dem Soldaten auf eine 
etwas menschlichere Basis zu bringen, aber ohne 
daß das zu einem Zivilisierungsprozeß der Armee 
führt. 

Es würde jetzt verlocken, das im Detail auszufüh- 
ren. Aber ich bin gern bereit. Ihnen als Beispiel für 
das, was ich meine, eine Dienstvorschrift zu erwäh- 
nen, die wir in der zweiten Hälfte des vergangenen 
Jahres herausgegeben haben. In der Vorschrift wird 
nicht angeordnet, sondern angeregt, wie der Offizier 
mit einem Rekruten, der gerade eingestellt worden 
ist, umgehen soll. Man kommt zu dem Ergebnis, daß 
es gut ist, daß der Vorgesetzte, bevor in wichtigen 
Dingen ein Befehl gegeben wird, mit seinem Unter- 
gebenen den Auftrag bespricht, damit er ihn kennt, 
und dann erst den Befehl gibt, wenn er es mit einem 
wissenden Soldaten zu tun hat. Wir kommen zu die- 
ser Überzeugung, weil wir glauben, daß ein Soldat, 
wenn man ihn so als Mensch nimmt, auch geneigter 
ist, den Befehl voll mitzutragen. Das ist ein Ver- 
such, der sich auf vielen Gebieten äußert. Wir haben 
bis jetzt gute Erfahrungen damit gemacht. 

Der Abgeordnete Destremau fragt, ob zu hoffen 
sei, daß eines Tages die Europäer ihre Verteidigung 
selbst in die Hand nähmen und wie sich die Bun- 
desrepublik zur Anregung der Versammlung vom 
Vorjahr stelle, ein Komitee der europäischen Stabs- 
chefs im Rahmen der Westeuropäischen Union zu 
bilden. 

Bundesminister Leber: Ich habe eben mit eini- 
gen Gründen, warum wir zu diesem Ergebnis kom- 
men, dargelegt, daß wir die Zusammenarbeit in der 
EUROGROUP in der NATO bei den guten Ansätzen, 
die sie bis jetzt bietet, weiter vorantreiben möchten. 
Ich wäre persönlich ganz einverstanden damit, wenn 
über das hinaus, was auf manchen Gebieten dort ge- 
schieht, eine Möglichkeit der Zusammenarbeit mit 
Ländern, die nicht der EUROGROUP angehören 
oder dort nicht mitarbeiten, ins Auge gefaßt würde, 
— welche Form auch immer man wählt. Ich würde 
das für eine Bereicherung halten und könnte mir vor- 
stellen, daß auch die übrigen EUROGROUP-Länder, 
die dort Zusammenarbeiten, es so sehen. Wir haben 
ja darüber hinaus natürlich die Zusammenarbeit im 
Rüstungsausschuß der Westeuropäischen Union, und 
wir haben auch bilaterale Beziehungen, die analog 
zu dem, was in der EUROGROUP geschieht, ge- 
pflegt werden. 

Sie fragen nun, ob es nicht sinnvoll sei, einen 
anderen neuen Kreis zu etablieren. Ich will Ihnen — 
ohne mit jemandem darüber gesprochen zu haben — 
ganz persönlich meine Auffassung dazu sagen. Der 
Kreis, den ich für den wichtigsten halte, das sind die 
Länder, die sich auf den Weg machen, die politische 
Union anzustreben. Ich bin ganz gewiß — so sehr 
ich hoffe, daß das Datum eingehalten wird, das die 
Regierungschefs sich vorgenommen haben — , daß 
das letzte Kabinettsmitglied in einer solchen euro- 
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päischen Regierung vermutlich ein Verteidigungs- 
minister sein wird. 

Die Frage, die sich hier stellt, lautet: soll des- 
wegen, weil das der schwierigste Punkt ist, der ver- 
mutlich erst am Ende in eine europäische Exekutive 
einzufügen wäre, erst dann bei Null begonnen wer- 
den — mit allem, was man unter dem Begriff Ver- 
teidigung und Verteidigungspolitik versteht — , oder 
ist es nicht sinnvoll, auf dem Weg zur politischen 
Einigung Europas, ohne daß man dafür Instanzen und 
Institute schafft und ohne es zu verinstitutionalisie- 
ren, dafür zu sorgen, daß Europa pragmatisch zu- 
sammenwächst, damit am Ende, wenn die politische 
Union fertig ist, man nicht im Verteidigungsbereich 
ganz von vorn beginnen muß, sondern auf dem auf- 
bauen kann, was schon auf dem Wege des Wachs- 
tums dorthin zustande gekommen ist. Dies wäre mei- 
ner Auffassung nach der konstruktivste Kreis, den 
ich mir in einem Europa für Fragen der Verteidi- 
gungspolitik, der Zusammenarbeit der Länder, neben 
den bestehenden Einrichtungen denken könnte. 

Kahn-Ackermann (SPD): Herr Minister, ich darf 
noch einmal auf Ihre Antwort zurückkommen. Der 
französische Außenminister hat gestern hier zu er- 
kennen gegeben, daß Frankreich seine autonome 
Stellung in militärischer Hinsicht im Rahmen des 
NATO-Bündnisses neu zu überdenken beabsichtige. 
Er hat zu erkennen gegeben, daß Frankreichs 
Wunsch nach einer verstärkten Zusammenarbeit auf 
dem Gebiet der Verteidigung möglicherweise im 
Rahmen des Instruments der WEU vollzogen werden 
könnte. Er hat das hier sozusagen als Denkanstoß 
betrachtet. Ich Lichte der Antworten, die Sie jetzt 
eben gegeben haben, frage ich Sie: würden Sie sich 
vorstellen könnexi, daß ein Wert darin läge, der 
auch durch die EUROGROUP nicht wettgemacht wer- 
den könnte, daß Frankreich voll und ganz in der 
gemeinsamen miltärischen Zusammenarbeit für die 
europäische Sicherheit wieder mit den anderen zu- 
sammenarbeitet, und daß ungeachtet all dessen, was 
wir jetzt haben, dieser von dem französischen 
Außenminister gestern angedeutete Vorschlag zu- 
mindest für die Zeitspanne, die Sie eben genannt 
haben, eine Möglichkeit bieten könnte? 

Bundesminister Leber; Wir haben es mit drei 
Formen zu tun: Die älteste ist die Westeuropäische 
Union; dann haben wir das NATO-Bündnis mit der 
Europäischen Gruppe; als drittes Element sehen wir 
das Wachsen der Europäischen Gemeinschaft zu 
einer politischen Union. Langfristig gesehen wird aus 
der Sicht von heute der Zusammenarbeit und dem 
Zusammenwachsen der Europäischen Gemeinschaft 
in allen Fragen höchste Priorität beizumessen sein. 

Ohne im Detail zu wissen, was Minister Jobert mit 
dem Denkansatz gestern gemeint hat, sage ich hier 
als meine persönliche Ansicht: Ich bin persönlich der 
Auffassung, daß man allem, was dem Streben nach 
politischer Union Europas etwas Ausfüllendes gibt 
— auf welcher Ebene auch immer — , sorgsam und 
sich positiv verhaltend gegenüberstehen sollte. Prä- 
ziser möchte ich das nicht sagen, weil ich nicht prä- 
zise genug weiß, was sich die französische Regierung 
darunter vorstellt. 


Lemmrich (CDU/CSU): Herr Minister, darf ich 
Sie so verstehen, daß Sie es in Anbetracht der Tat- 
sache, daß Frankreich nicht in der EUROGROUP der 
NATO mitarbeitet, begrüßen würden, wenn sich 
eine Plattform — ich darf das einmal so sagen — 
schaffen ließe, die es ermöglicht, daß Frankreich mit 
den anderen westeuropäischen Staaten in der Frage 
der Verteidigung in allernächster Zeit eine gemein- 
same Position beziehen könnte? 

Bundesminister Leber: Die Dinge sind etwas 
schwieriger, wenn man sich vom Politisch-Verbalen 
an den konkreten Sachverhalt heranbegibt; wir ha- 
ben darüber offen gesprochen. 

Wir wollen — unabhängig vom Institutioneilen, 
weil das wirkungsvoller und billiger ist — nach 
Möglichkeit in multilaterale Zusammenarbeit auch 
im Verteidgungsbereich hineinkommen. Langfristig 
wird dafür wohl die Europäische Gemeinschaft den 
solidesten Rahmen abgeben; bis dahin müssen wir 
uns bestehender Institutionen bedienen. 

Ich sage hier: Es ist die freie Entscheidung der 
Französischen Republik, im NATO-Bündnis nicht 
mitzuarbeiten, d. h. nicht an den Arbeiten der 
EUROGROUP teilzunehmen. Ich brauche nicht zu be- 
tonen, daß wir es mit Bedauern sehen, daß ein so 
großer Partner nicht an diesem Tisch sitzt, besonders 
dann, wenn es um so wichtige Fragen geht, bei deren 
Beantwortung es doch gut ist, wenn Europa ganz 
nah beieinander ist, weil dahinter finanzieller Auf- 
wand und mangelnde Einheitlichkeit bestehen. 

Es ist ein ungeheures Problem: Im Warschauer 
Pakt gibt es zwei bestimmte Typen eines bestimm- 
ten Panzers; wir in Westeuropa haben 28. Hier 
drückt sich doch am augenfälligsten aus, was not 
tut. Dieses Sich-28-Panzertypen-Leisten ist ein un- 
geheuer teures Geschäft. Diese Art, Sicherheitspoli- 
tik zu machen, ist die aufwendigste, die es überhaupt 
gibt. Deshalb: Jede Gelegenheit ist wichtig, in der 
wir von dieser Vielfalt weg- und zu einer Einheit 
hinkommen. 

Nun haben wir oft dcirüber gesprochen — so sehr 
das die freie Entscheidung der Französischen Repu- 
blik ist, die jedermann auch achtet; m.ein Land ganz 
bestimmt — : Diese Zusammenarbeit in der EURO- 
GROUP ist gegen niemanden gerichtet, auch nicht 
gegen Frankreich, sondern es ist der Versuch, an 
diesem Tisch miteinander zu arbeiten. 

Ich weiß aber, daß in dem Maße, in dem wir Erfolg 
haben, der Spielraum, der noch bleibt, für Objekte 
immer geringer vürd. Von da her stellt sich im 
Rüstungsbereich natürlich die Frage, ob diese Lö- 
sung auf die Dauer die angemessenste ist, wenn man 
mit dem Blick auf die Europäische Gemeinschaft 
sieht. 

Ich kann hier nicht — ich möchte nicht voreilig 
sein — im Namen der EUROGROUP sprechen, son- 
dern ich kann nur meine persönliche Meinung dazu 
äußern: Ehe ich empfehlen würde, das, was in der 
EUROGROUP bis jetzt mit guten Ansätzen gesche- 
hen ist, an einen anderen Tisch zu transferieren, 
ohne zu wissen, ob wir dort auch so weit kommen, 
wie wir in der EUROGROUP gekommen sind, bin 
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ich der Auffassung, wir sollten in der EUROGROUP 
fortsetzen, was wir in ihr begonnen haben, wobei 
es ja auch eine Frage ist, wer sich dort trifft. Es sind 
in der EUROGROUP in der Regel die Minister, die 
an Entwicklungsarbeiten usw. viel eher beteiligt 
sind, als die Westeuropäische Union das kraft Insti- 
tution könnte. 

Tagesordnungspunkt: 

Die Sicherheit und das Mittelmeer 

(Drucksache 624) 

Berichterstatter: Abgeordneter Jung 

(Beratung der Änderungsanträge und Abstimmung 

über die Änderungsanträge und die Empfehlung 
betreffend die Sicherheit und das Mittelmeer) 

Sieglerschmidt (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Wir müssen uns doch darüber 
im klaren sein, worum es hier geht. Es kann doch 
im Grunde genommen hier nur um zwei Dinge gehen: 
Zum einen, was die wirtschaftliche Seite angeht, 
letztlich um den Beitritt Spaniens zur Europäischen 
Gemeinschaft. Daß dies, glaube ich, von niemandem 
hier gewollt werden kann, wenn die Voraussetzun- 
gen, die im Abänderungsantrag gestellt sind, nicht 
erfüllt sind, scheint mir doch selbstverständlich zu 
sein. 

Zum anderen, was die militärische Seite angeht, 
geht es wohl doch nur darum — da wir ja wissen, 
daß es eine militärische Zusammenarbeit Spaniens 
mit dem Atlantischen Bündnis über das bilaterale 
Verhältnis zwischen den Vereinigten Staaten und 
Spanien gibt — , ob man auch unter den gegenwär- 
tigen inneren Verhältnissen in Spanien in Aussicht 
nehmen will, daß Spanien entweder der Westeuro- 
päischen Union oder dem Atlantischen Bündnis bei- 
tritt. 

Hier möchte ich nun, Herr Präsident, deutlich 
sagen — - ich gehöre zu denen, die das immer gesagt 
haben — : Ich bin der Meinung, daß diejenigen, die 
angesichts der Tatsache, daß heute weder Griechen- 
land noch Portugal ein demokratisches Regime ha- 
ben, schlecht beraten sind, die aus Gründen ideolo- 
gischer Reinheit danach streben, daß Portugal und 
Griechenland aus dem Atlantischen Bündnis ausge- 
stoßen werden. 

Eine ganz andere Frage aber ist es, Herr Präsi- 
dent, ob man ein neues Verhältnis dieser Art be- 
gründet. Da möchte ich doch in Erinnerung rufen, daß 
das Atlantische Bündnis nicht als irgendein militä- 
risches Bündnis, sondern als ein Bündnis zur Ver- 
teidigung der Demokratie begründet worden ist. 
Dies muß man doch berücksichtigen, wenn man eine 
engere militärische Zusammenarbeit mit Spanien ins 
Auge fassen will, wie es heute der Fall ist. 

Ich möchte deshalb der Einfachheit halber, Herr 
Präsident, damit auch gleich zu dem Abänderungs- 
antrag Nr. 6 des Kollegen Destremau gesprochen 
haben. Ich werde mich für den Abänderungsantrag 
Nr. 1 und gegen den Abänderungsantrag Nr. 6 aus- 
sprechen. 


Nach der Abstimmung über sechs eingebrachte 
Änderungsanträge legt der Abgeordnete Destremau 
einen weiteren Änderungsantrag vor, der die Strei- 
chung der Aufforderung an Frankreich, seine frü- 
here Verantwortlichkeit für das Kommando im west- 
lichen Mittelmeer wieder aufzunehmen, vorsieht. 

Sieglerschmidt (SPD): Herr Präsident! Ich 
möchte gar nicht zur Sache sprechen. Ich möchte nur 
sagen: ich halte es einfach für ein unangemessenes 
Verfahren, wenn uns in einer Angelegenheit, die 
doch von einiger Bedeutung ist, hier am Schluß der 
Beratungen ganz schnell ein eben gerade noch 
schriftlich formulierter Antrag auf den Tisch gelegt 
wird. 

Ich hatte eigentlich vor, bei der Abstimmung über 
die gesamte Recommandation — trotz der Beden- 
ken, die ich hier zum Ausdruck gebracht habe — 
mich der Stimme zu enthalten. Wenn diesem Antrag 
jedoch gefolgt wird, werde ich dagegen stimmen. 

Tagesordnungspunkt: 

Die Spitzentechnologie in Japan — 
Konsequenzen für Europa 

(Drucksache 617) 

Berichterstatter: Abgeordneter Van Lent 

Frau Dr. Wolf (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Ich möchte zunächst 
Herrn Van Lent für seinen umfassenden Bericht über 
die in Japan gesammelten Erfahrungen sehr danken, 
der die vielseitigen Aspekte der technischen Ent- 
wicklung Japans und ihres Einflusses auf das Leben 
der Menschen dort so deutlich gezeigt hat. 

Ich möchte die Empfehlung unterstützen, die Zu- 
sammenarbeit zwischen Japan und den westeuropä- 
ischen Staaten sowie Amerika im Rahmen der OECD 
zu verstärken, weil ich sicher bin, daß alle Seiten 
aus den Erfahrungen jedes anderen wichtige Schlüsse 
auf die eigene Entwicklung ziehen können. 

In diesem Zusammenhang möchte ich auf zwei 
Aspekte besonders hinweisen, die bisher noch nicht 
so behandelt worden sind, nämlich auf die erste und 
auf die letzte Empfehlung unter Ziffer 3 a. 

Bei der ersten handelt es sich um die Probleme 
der menschlichen Umwelt im Rahmen der tech- 
nischen Entwicklung. Jeder Besucher Japans erfährt 
selbst, in welchem Maße die Gefahren in der Um- 
welt im Zuge der technischen Entwicklung gewach- 
sen sind. Diese technische Entwicklung in Japan hat 
sich schneller als in den westeuropäischen Ländern 
vollzogen und ist deshalb für die Bevölkerung so- 
wohl in bezug auf ihre Kultur wie auch auf ihre 
Umwelt einschneidender. 

Es ist völlig verständlich, daß die japanische Re- 
gierung nach der Katastrophe des Zweiten Welt- 
krieges die wirtschaftliche Entwicklung in den Vor- 
dergrund stellte und zunächst — offensichtlich ohne 
Rücksicht auf den Umweltschutz, einfach um des 
Überlebens willen — diese Entwicklung förderte. 
Dabei ist offensichtlich eine vernünftige Planung — 
sowohl als Stadtplanung wie als Regionalplanung — 
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zunächst unterlassen worden. Es kommt hinzu, daß 
der natürliche klimatische Kreislauf durch zwei Fak- 
toren ungünstig beeinflußt wird: Wälder sind ab- 
geholzt worden, wodurch ausgedehnte Grünflächen 
ausfallen, und die Luft ist an manchen Orten so i 
vergiftet, daß sich die Pflanzen kaum mehr regene- 
rieren können. | 

Ich muß sagen, daß ich mit einiger Erschütterung I 
von der Vergiftung der Flußläufe und Bäche Kennt- 
nis genommen habe, die sich nicht nur auf das japa- 
nische Territorium, sondern leider eben auch auf das 
unmittelbar angrenzende Meer erstreckt. Durch 
diese Giftrückstände der Industrie ist eine Ver- 
schmutzung hervorgerufen worden, die zur Folge 
hat, daß eines der traditionellen japanischen Grund- 
nahrungsmittel, der Fisch, kaum mehr im Land ge- 
fangen und verwertet werden kann; man hat uns 
gesagt, daß die Fische sogar aus anderen Kontinen- | 
ten eingeführt werden müssen. i 

Angesichts dieser Entwicklung ist es verständlich, 
daß der Rat für Wissenschaft und Technik, der Ende 
der fünfziger Jahre als beratendes und koordinie- 
rendes Organ beim japanischen Ministerpräsidenten ! 
gebildet wurde, für unsere Dekade, die siebziger | 
Jahre, eine technische Entwicklung empfohlen hat, in ■ 
deren Mittelpunkt der Umweltschutz steht. 

Es ist auch verständlich, daß die Parlamentarier, 
wie sie in unseren Gesprächen ausführten, sich ver- 
pflichtet fühlen, für eine gute Information der Be- 
völkerung über den Stand der technischen Entwick- 
lung und ihre Weiterführung sowie über den Um- 
weltschutz zu sorgen. Wahrscheinlich haben die 
Untersuchungen des „Club of Rome" über die Gren- 
zen des Wachstums — der gerade im Oktober in 
Tokio getagt hat — auch einen starken Einfluß auf 
diese Umstellung gehabt. 

Es war interessant für mich, zu erfahren, in wel- 
chem Maße die Wissenschaft und die Privatindustrie 
durch öffentliche Mittel unterstützt werden, um ihre 
Anstrengungen in der Forschung zu vermehren und 
zu vertiefen. Ich bin sicher, daß wir auch in Europa 
aus diesen Erfahrungen lernen können. Ich war sehr 
beeindruckt von dem Besuch bei der Autofirma 
Toyo Kogyo in Hiroshima, in der der Wankel-Motor 
— ursprünglich eine Erfindung in Deutschland — 
sehr viel weiter entwickelt worden ist, als es bei 
uns der Fall ist, gerade im Hinblick darauf, daß er 
weniger umweltschädlich ist als der normale, bisher 
übliche Automotor. 

Die Notwendigkeit einer Zusammenarbeit auf 
technischen Gebieten wurde von vielen unserer 
Gesprächspartner erwähnt. Dabei ist natürlich auch 
zu bedenken, daß unsere Gesprächspartner die 
Umweltgefahren international bekämpfen wollen, 
damit alle Industrieländer den gleichen Belastun- 
gen auf diesem Gebiet unterliegen und die Kon- 
kurrenzfähigkeit der japanischen Industrie dadurch 
nicht beeinträchtigt wird. 

In diesem Zusammenhang muß man auch sehen, 
daß Japan sicher in bezug auf die „soziale Infra- 
struktur", wie in dem Bericht gesagt wird, also den 
sozialen Ausgleich, der in Europa der Arbeiterschaft 
seit langem gewährt wird, einen Nachholbedarf hat, 
der die Industrie in Zukunft belasten wird, aber un- 


abdingbar ist, wenn nicht Unruhen unter der arbei- 
tenden Bevölkerung entstehen sollen, die sich 
zwangsläufig gegen die Privatindustrie wenden wür- 
den. 

Meine zweite kurze Bemerkung bezieht sich auf 
die Unterstützung der Association for Science Co- 
operation in Asia (ASCA), die mir eine besonders 
interessante Institution zu sein scheint. Sie wurde 
gegründet, um den wissenschaftlichen und tech- 
nischen Austausch und die Zusammenarbeit zwi- 
schen Japan und den asiatischen Ländern, also in 
der Hauptsache Entwicklungsländern, zu ermög- 
lichen. Aus den Berichten über die zweite Zusam- 
menkunft, die im März 1973, also kurz vor der Infor- 
mationsreise, in Tokio stattgefunden hatte, geht 
hervor, daß es sich bei der Arbeit der ASCA nicht 
um eine Form der Entwicklungshilfe alter Art han- 
delt, sondern wirklich um einen Austausch von Er- 
fahrungen in einzelnen Ländern, bei dem alle Teil- 
nehmer bei der wissenschaftlichen und technolo- 
gischen Forschung gleichberechtigt und gleichver- 
pflichtet sind, — „sur un pied d'egalite", wie es in 
dem französischen Bericht heißt. Eine solche Zusam- 
menarbeit ist für Japan natürlich besonders wichtig, 
weil es in starkem Maße abhängig ist von den Ein- 
fuhren und dem Export. 

Aber in diesem Zusammenhang erscheint mir er- 
wähnenswert, daß Japan in dieser Zusammenarbeit 
auch eines der Probleme der technischen Entwicklung 
zu lösen scheint, dessen andersartige Lösung uns 
heute in Westeuropa so viele Probleme bereitet: 
das Problem der ausländischen Arbeiter. Als sich im 
Laufe der technischen Entwicklung ein Arbeitskräfte- 
mangel in unseren Ländern ergab, der jetzt auch in 
Japan festzustellen ist, haben wir uns durch den 
Zuzug von ausländischen Arbeitern geholfen, in der 
Hauptsache aus den Mittelmeerländern, Wir haben 
damit zwar die wirtschaftlichen Probleme einiger- 
maßen lösen können, haben uns aber dafür, wie sich 
jetzt herausstellt, eine Fülle von sozialen Problemen 
eingehandelt. 

In Japan wurde uns auf Fragen in dieser Richtung 
stets geantwortet, daß man nicht daran denke, Aus- 
länder als Arbeiter anzuwerben. Diese Entscheidung 
wurde mit den großen kulturellen Unterschieden be- 
gründet. Es wurde mitgeteilt, daß es richtiger wäre, 
Industrien zu verlagern, und es wurde auf Maßnah- 
men hingewiesen, die z. B. in Hongkong und Korea 
ergriffen wurden. Ich bin sicher, daß sich in der Zu- 
sammenarbeit der ASCA in dieser Frage für uns 
nützliche Erfahrungen ergeben werden, wenn auch 
wir uns mehr bemühen, die Industrien mit den Fa- 
briken zu den Menschen zu bringen, statt die Men- 
schen hierherzuholen. 

Ich habe nur diese beiden Gebiete der Zusammen- 
arbeit mit Japan erwähnt, aber ich bin überzeugt, 
daß diese Zusammenarbeit auch auf allen anderen 
Gebieten sowohl hier in Europa wie in Japan not- 
wendig ist. Ich bitte Sie deshalb, der Empfehlung 
zuzustimmen. 

Tagesordnungspunkt: 

Ansprache des belgischen Ministers 
für Wissenschaftspolitik, Hanin 
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Anlage 


Versammlung der Westeuropäischen Union 
— Der Präsident — 


Paris, den 22. November 1973 


An die 

Präsidentin des 
Deutschen Bundestages 
Frau Annemarie Renger 

Bonn/Bundeshaus 


Sehr geehrte Frau Präsidentin! 


Als Anlage erhalten Sie die Texte von zwei Empfehlungen, die von 
der Versammlung der Westeuropäischen Union während des zweiten 
Abschnitts ihrer 19. ordentlichen Sitzungsperiode in Paris vom 20. bis 
22. November 1973 angenommen wurden. 

Empfehlung Nr. 241 betr. die öl- und Energieprobleme 

Empfehlung Nr. 245 betr. die Spitzentechnologie in Japan und 

deren Konsequenzen für Europa 

Da diese Texte sicherlich für Ihr Parlament von Interesse sein 
dürften, wurde der Wunsch zum Ausdruck gebracht, sie zum Gegen- 
stand von Fragen oder Interpellationen im Plenum oder in den Aus- 
schüssen zu machen. 

Genehmigen Sie, sehr geehrte Frau Präsidentin, den Ausdruck meiner 
vorzüglichen Hochachtung. 


gez. John Peel 
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Empfehlung Nr. 241 

betr. die öl- und Energieprobleme 


Die Versammlung 

stellt fest, daß Westeuropa nicht über die Energie- 
quellen verfügt, die für seine Wirtschaft und Sicher- 
heit unerläßlich sind; 

stellt insbesondere fest, daß es bei seiner Ölversor- 
gung von großen Einfuhrmengen abhängig ist, die 
zwangsläufig zum größten Teil aus den Ländern des 
Nahen und Mittleren Ostens stammen; 

ist der Auffassung, daß es für diese Versorgung von 
Vorteil wäre, für einen relativ ausgeglichenen Aus- 
tausch an Handels- und Industriegütern zwischen 
Westeuropa und den obengenannten Ländern zu 
sorgen; 

ist der Auffassung, daß eine solche Entwicklung nur 
dann zum gewünschten Erfolg führt, wenn sich alle 
Erzeugerländer bei ihren Entscheidungen über die 
Förderung und Ausfuhr des Öls ausschließlich von 
wirtschaftlichen Überlegungen entsprechend den 
Grundsätzen des freien Welthandels leiten lassen; 

ist der Auffassung, daß die Erhaltung des Friedens 
in diesem Gebiet für Europa von lebenswichtiger Be- 
deutung ist; 

bedauert es, daß Europa nicht in der Lage war, beim 
Konflikt im Oktober 1973 seine Stimme hören zu 
lassen; 

ist der Auffassung, daß die WEU auf jeden Fall auch 
weiterhin die einzige wirklich europäische Organi- 
sation mit Zuständigkeit für Sicherheitsfragen und 
Verteidigungspolitik ist; 

empfiehlt dem Rat 

1. die Lage im Nahen und Mittleren Osten im Hin- 
blick auf eine Vereinheitlichung der Anstrengun- 
gen seiner Mitglieder zur Herbeiführung des 
Friedens in diesem Gebiet regelmäßig zu prüfen; 

2. die Modalitäten der Anwendung eines gemein- 
samen Embargos der Mitgliedsländer für Waffen- 
lieferungen an die kriegführenden Parteien fest- 
zulegen und sich mit der Sowjetunion und den 
Vereinigten Staaten über deren gemeinsame Be- 
teiligung an diesem Embargo abzustimmen; 

3. im Hinblick auf die Gewährleistung der Sicher- 
heit Europas zu untersuchen, mit welchen Mitteln 
Einschränkungen der Öllieferungen aus diesem 
Gebiet begegnet werden kann; 


4. eine auf Sicherheitserfordernissen beruhende ge- 
meinsame Energiepolitik zu fördern, die unter 
anderem vorsieht: 

A. auf dem Ölsektor 

a) die Bildung von großen strategischen Vor- 
räten in jedem Mitgliedstaat in einer vom Rat 
festzusetzenden Höhe; 

b) eine Politik der Unterstützung für Mitglied- 
staaten, die sich vorübergehenden Schwierig- 
keiten in der Ölversorgung gegenübersehen; 

c) eine möglichst vollständige und detaillierte 
Bestandsaufnahme der Vorräte in der Welt 
und insbesondere im Mittleren Osten; 

d) eine breite Streuung der Ölversorgungsquel- 
len und insbesondere eine Beschleunigung der 
Schürfungen und Bohrungen in Westeuropa 
und in der Nordsee; 

e) die Einleitung von Konsultationen zwischen 
den Verbraucherländern, um im Falle der Ver- 
knappung eine für alle verhängnisvolle Kon- 
kurrenz zu vermeiden; 

B. bei anderen Energiequellen 

a) die Sicherung eines möglichen Rückgriffs auf 
andere gegenwärtig nicht genutzte Energie- 
quellen; 

b) die Förderung der Kernenergieerzeugung ins- 
besondere durch den unverzüglichen Bau einer 
europäischen Isotopentrennanlage sowie ihre 
Anpassung an die Erfordernisse der europä- 
ischen Wirtschaft; 

5. mit den interessierten europäischen Ländern Kon- 
sultationen herbeizuführen zur Förderung einer 
Politik mit folgenden Zielen: 

a) Ausbau aller Formen des Handels mit den Er- 
zeugerländern, um ihnen eine Streuung ihrer 
Tätigkeiten zu ermöglichen; 

b) Unterstützung dieser Länder im Hinblick auf 
eine rationelle Förderung und Vermarktung 
ihres Erdöls; 

6. die Initiative zu Gesprächen zwischen den inter- 
essierten westeuropäischen Ländern und den 
OPEC-Ländern im Hinblick auf eine dauerhafte 
und für beide Seiten vorteilhafte Lösung des Öl- 
problems zu ergreifen. 


31 



Drucksa^e 7/1461 Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Empfehlung Nr. 245 

betr. die Spitzentechnologie in Japan und deren Konsequenzen für Europa 


Die Versammlung 

verweist darauf, daß sich die Vereinigten Staaten, 
Japan und die Mitgliedstaaten der Westeuropäischen 
Union sowie weitere europäische Mitglieder des Ge- 
meinsamen Marktes bereit erklärt haben, im Bereich 
der modernen Wissenschaft und Technologie zusam- 
menzuarbeiten; 

ist von der Notwendigkeit einer solchen Zusammen- 
arbeit überzeugt; 

stellt fest, daß sich in Japan und in den westeuropä- 
ischen Ländern insbesondere in den Bereichen der 
Energie, des Weltraums, der Computertechnik und 
der Nutzung der Weltmeere ähnliche Probleme stel- 
len und daß die jeweiligen Regierungen diesen Pro- 
blemen gegenüber ähnliche Einstellungen haben; 

nimmt die Tätigkeiten der Organisation für wirt- 
schaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung, der 
alle betroffenen Länder angehören, zur Kenntnis; 

ist sich der Notwendigkeit bewußt, daß ein gewisser 
offizieller Rahmen geschaffen werden muß, damit die 
Zusammenarbeit in der westlichen Welt Fortschritte 
erzielen kann, ist jedoch nicht geneigt, die Schaf- 
fung neuer Organisationen vorzuschlagen; 

empfiehlt dem Rat 

1. die Außenminister der Mitgliedstaaten der West- 
europäischen Union zu ersuchen, Begegnungen 
zwischen den Botschaftern der Mitgliedstaaten in 
der japanischen Hauptstadt in die Wege zu lei- 
ten, um die Möglichkeiten einer Zusammenarbeit 
mit Japan auf politischem, wirtschaftlichem und 
technischem Gebiet zu prüfen; 

2. die Regierungen der Mitgliedstaaten zu ersuchen, 
bei der Erarbeitung von kooperativen Vorhaben 
im Bereich der Spitzentechnologie zu prüfen, wie 
weit eine japanische Beteiligung ihre Wett- 
bewerbsfähigkeit verstärken und den technischen 
Fortschrit Europas beschleunigen kann; 

3. die Mitgliedstaaten aufzufordern, im Rahmen der 
OECD einen Sonderausschuß der Technologie- 
und Industrieminister und ihrer ständigen Vertre- 
ter einzusetzen: 


a) zur Abstimmung ihrer Ansichten zu 

i) den Problemen der menschlichen Umwelt; 

ii) der Zusammenarbeit zur Bewältigung der 
weltweiten Energiekrise; 

iii) den Problemen in Zusammenhang mit der 
Beseitigung der Abfälle der Kernreakto- 
ren; 

iv) einem Austausch von Informationen im 
technologischen Bereich, insbesondere in 
der Computerwissenschaft und -technik 
hinsichtlich der Datenanalyse; 

v) den Möglichkeiten einer Arbeitsteilung 
zwischen den beteilgten Parteien im Be- 
reich der Forschung und Entwicklung; 

vi) den zukünftigen Bedürfnissen des Welt- 
marktes auf dem Gebiet der Zivilluftfahrt; 

vii) der Umgestaltung der bilateralen Zusam- 
menarbeit in der Raumfahrt zwischen Ja- 
pan und den Vereinigten Staten einerseits 
und Europa und den Vereinigten Staaten 
andererseits in eine trilaterale Zusammen- 
arbeit, die sich auf alle Gebiete der For- 
schung, Entwicklung und Anwendung der 
Raumfahrt erstreckt; 

viii) den Problemen des innerstädtischen und 
städteverbindenden Verkehrs sowie der 
Entwicklung von „sauberen Fahrzeugen"; 

ix) der Koordinierung der ozeanographischen 
Entwicklung in den Vereinigten Staaten, 
Europa und Japan und folglich der gemein- 
samen Vorbereitung der Seerechtkonfe- 
renz der Vereinten Nationen 1974; 

x) den Mitteln und Wegen zur Unterstützung 
der Ziele der Vereinigung zur wissen- 
schaftlichen Zusammenarbeit in Asien; 

b) zur Erstellung eines Zeitplans für die Ausfüh- 
rung der aufgrund dieser Studien zu ergrei- 
fenden Maßnahmen. 
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